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Neues aus den 

Regierungen 
 

Regierung der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft 
 

226. Sitzung vom 30. Mai 2024 
 
TOP 3: Genehmigung von Projekten im Rah-
men des dritten Aufrufs zur Einreichung von 

Projekten im Europäischen Sozialfonds Plus 
(ESF+) 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung genehmigt den folgenden Projektan-

trag im Rahmen des ESF Plus 2021 – 2027 und 
stellt die erforderliche Kofinanzierung zur Verfü-
gung:  

• Führerschein für alle (Alteo)  
  
Die Regierung lehnt die beiden folgenden Projek-
tanträge in der vorliegenden Form ab:  

• Bildung bildet-lebenslang (RSI)   

• Empowerment für Frauen (Frauenliga)  
  
Der Ministerpräsident wird mit der Durchführung 
des vorliegenden Beschlusses beauftragt.   
  

2. Erläuterungen:   
  
a) Zielsetzung des Europäischen Sozialfonds Plus 

(ESF+) in der Deutschsprachigen Gemeinschaft   
  
Der Europäische Sozialfonds Plus ist ein Finan-

zinstrument der Europäischen Union im Rahmen der 
Europäischen Kohäsionspolitik. Er hat zum Ziel, Be-
schäftigung und soziale Eingliederung zu fördern.   
  
Das ESF Plus Programm der Förderperiode 2021-
2027 im Rahmen des Ziels „Investitionen in Be-
schäftigung und Wachstum“ wurde am 16. Dezem-

ber 2022 durch die EU-Kommission genehmigt 
(CCI-Nr. 2021BE05SFPR001). Für diesen Zeitraum 
erhält die Deutschsprachige Gemeinschaft 9,8 Milli-
onen Euro ESF Plus-Fördermittel. Hinzu kommen 
9,8 Millionen Euro durch den Haushalt der Deutsch-
sprachigen Gemeinschaft, so dass bei Zielerrei-
chung insgesamt rund 19,6 Millionen Euro zur Ver-

fügung stehen. Gefördert werden können Projekte 

mit den thematischen Schwerpunkten Zugang zu 
Beschäftigung, aktive Inklusion sowie Lebenslanges 
Lernen.  
  
Gemäß Verwaltungshandbuch prüft die ESF-Verwal-

tungsbehörde die Förderfähigkeit von Projektanträ-
gen. Die inhaltliche Bewertung erfolgt durch das 
Auswahlkomitee, welches sich gemäß Erlass aus 
Vertretern der Regierung, der zuständigen Fachbe-
reiche des Ministeriums, des Wirtschafts- und Sozi-
alrates und der Verwaltungsbehörde zusammen-
setzt. Der Beschlussvorschlag des Auswahlkomitees 

wird der Regierung zur Genehmigung vorgelegt.b) 

Projekte und Projektanträge für das Durchführungs-

jahr 2024  
  
Die Regierung hat im September und Dezember 
2022 insgesamt acht ESF Plus Projekte in zwei Auf-
rufen mit einem öffentlichen Fördervolumen von ak-
tuell 7.573.059,24€ genehmigt. Diese bewilligten 

Projekte laufen Ende 2024 allesamt aus.   
  
Die Verwaltungsbehörde hat am 08. Januar 2024 ei-
nen dritten Aufruf zur Einreichung von Projektanträ-
gen für den Zeitraum ab 01. Juli 2024 bis 30. Juni 
2027 veröffentlicht. Zur Einreichfrist wurden drei 
Projektanträge eingereicht und von der ESF-Verwal-

tungsbehörde für technisch annehmbar befunden. 
Die förderfähigen Anträge wurden am 30. April 2024 
durch das ESF Plus Auswahlkomitee nach den vom 
Begleitausschuss festgelegten Auswahlkriterien be-
wertet. Die Einstufung der Anträge erfolgte nach fol-

gender Gewichtung: Angebot und Nachfrage (25%), 
Effizienz des Angebotes (30%), Finanzrahmen 

(25%), Berücksichtigung der bereichsübergreifen-
den Grundsätze (15%) und Dokumentation (5%). 
Eine Annahme wird empfohlen, wenn ein Projekt 
mindestens 60 Punkte erreicht.   
  
Der Projektantrag der Alteo VoG wurde mit 82,5 

Punkten einstimmig zur Annahme empfohlen.   
  
Die Anträge des RSI und der Frauenliga wurden auf 
der Grundlage der Auswahlkriterien sowie des ESF-
Plus Programms 2021 – 2027 der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft mehrheitlich zur Ablehnung vor-
geschlagen. Ausschlaggebend für diese Empfehlung 

sind folgende Durchschnittsbewertungen:  
  

Bildung bildet-lebenslang (RSI):  
  

Angebot u. Nachfrage (25)  11,4  

Effizienz (30)  18,6  

Finanzrahmen (25)  12,4  

Bereichsübergreifende Grundsätze (15)  8,2  

Dokumentation (5)  2,7  

TOTAL (100)  53,3  

  

• Die Maßnahmen des Projektes wer-
den derzeit größtenteils bereits strukturell 
finanziert, was die Additionalität des Projek-
tes vermissen lässt.   

• Die Durchführungs- und Ergebnisin-
dikatoren sind nicht durchgängig nachvoll-

ziehbar und überprüfbar, Grundgesamthei-
ten sind nicht hergeleitet, Messeinheiten 
nicht näher erläutert. Zielwerte werden teil-
weise sehr gering angesetzt, die Anzahl 
gleichzeitiger Betreuungsplätze ist nicht ko-
härent zu angegebenen Teilnehmerzielen. 

Teilweise fehlen Angaben zu Teilnehmer-
stunden trotz angestrebten Teilnehmerzah-
len. Ein Stellenprofil wird in den Finanzdaten 
nicht aufgegriffen und kalkuliert.  

• Laut Dekret zu erhebende Teilnah-
megebühren ebenso wie andere beantragte 
Drittmittel sind im Antrag nicht aufgeführt.  
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• Hinsichtlich der Nachhaltigkeit des 

Angebotes sind zusätzliche Aspekte wün-
schenswert. Der innovative Charakter der 
beantragten Maßnahmen ist ungenügend.  

• Die Gesamtheit der Unterlagen baut 
teilweise nicht logisch aufeinander auf, ist 
lückenhaft und nicht immer nachvollzieh-
bar. Das juristische Statut „VoG“ ist fehler-
haft.  

  
Empowerment für Frauen (Frauenliga):  

  

Angebot u. Nachfrage (25)  12,1  

Effizienz (30)  13,8  

Finanzrahmen (25)  6,2  

Bereichsübergreifende Grundsätze 
(15)  6,9  

Dokumentation (5)  2,7  

TOTAL (100)  41,7  

  

• Der Projektantrag visiert unter-
schiedliche Zielgruppen an, deren Rekrutie-
rung im Antrag nicht klar beschrieben ist.  

• Einige Maßnahmen werden bereits 
von bestehenden Angeboten in der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft wie der 
Profilpassberatung oder dem Bewerbertrai-
ning abgedeckt, was die Additionalität des 
Projektes vermissen lässt.  

• Die geschlechtsspezifische Ziel-
gruppe entspricht nicht dem prioritären 
Zielpublikum der Achse 1 des ESF Plus Pro-
gramms 2021-2027.  

• Die Wirkungsindikatoren sind teil-
weise nicht ambitiös aufgestellt und bedür-
fen einer Überarbeitung.  

• Eine klare Abgrenzung der Räum-
lichkeiten für bereits bezuschusste Projekte 
sollte gegeben und im Antrag klar beschrie-
ben sein.  

• Der beantragte Finanzrahmen von 
rund 1,6 Mio Eur scheint unangemessen im 
Verhältnis zu den geplanten Vorhaben, die 
geplanten 3 Vollzeitäquivalente für Verwal-
tungsaufgaben werden relativ zur anvisier-
ten Teilnehmerzahl als überdimensioniert 

bewertet.  

• Hinsichtlich Gleichstellung der Ge-
schlechter besteht ein Ungleichgewicht, da 
das Angebot ausschließlich für Frauen zu-

gänglich ist.  

• Um gezielt Teilnehmerinnen für das 
Projekt zu gewinnen, empfiehlt das Aus-
wahlkomitee eine starke Vernetzung mit 
Partnern wie den ÖSHZ, dem ADG und dem 

MDG, um das Projekt in einen möglichen 
Rahmen einzubinden, die Rekrutierung zu 
sichern und Projektmaßnahmen bestens 
aufeinander abstimmen zu können, so dass 
sich einzelne Angebote nicht überschneiden, 
sondern optimal ergänzen.  

• Die Gesamtheit der Unterlagen baut 

logisch aufeinander auf und ist nachvollzieh-
bar, bleibt aber zum Teil lückenhaft. Externe 
Referenzen oder Evaluierungen sind nicht 
vorhanden.  

  
Bei der Bewertung fanden sowohl das dem ESF Plus 

bis 2024 zur Verfügung stehende Budget als auch 
die Zielindikatoren des Programms Berücksichti-
gung. Die Bewertungen des ESF Plus Auswahlkomi-
tees sind dem Protokoll im Anhang I zu entnehmen. 
Detaillierte Übersichten der gebundenen und ver-
fügbaren Mittel sowie der Zielerreichungsgrade in 
den Prioritätsachsen des ESF Plus Programms 2021-

2027 sind im Anhang II einzusehen.  
 
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Die förderfähigen Gesamtkosten für das neu bean-
tragte ESF Plus-Projekt belaufen sich auf maximal 
253.716,57€. Die Deutschsprachige Gemeinschaft 

stellt davon 126.858,29€ zur Verfügung (=50% na-
tionale Ko-Finanzierung), ESF-Mittel tragen die an-
dere Hälfte.   

 
 
Die Finanzierung wird über die im Haushaltsposten 
OB 20 PR 15 EWK 33.12 zur Verfügung stehenden 

Mittel abgedeckt.   
 

 



Aktuelles aus den Institutionen • 24/2024 • 12. Juni 2024 5 
 

 
TOP 8: Erlass der Regierung zur Dotations-

auszahlung 2024 an die Gemeinden durch die 
Deutschsprachige Gemeinschaft zur Finanzie-
rung von Bürgerbeteiligungsprojekten 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung verabschiedet den Erlass zur Aus-
zahlung 2024 von Dotationsauszahlung an die Ge-
meinden durch die Deutschsprachige Gemeinschaft 
zur Finanzierung von Bürgerbeteiligungsprojekten  
  
Der Ministerpräsident, Minister für lokale Behörden 
und Finanzen wird mit der Durchführung des vor-

liegenden Beschlusses beauftragt.  
  
2. Erläuterungen:   
  
Im Rahmen des Programmdekrets vom 15. Dezem-

ber 2022 hatte das Parlament den Gemeinden die 
Möglichkeit eingeräumt, Bürgerbeteiligungshaus-

halte einzurichten.  
  
Derartige Bürgerbeteiligungshaushalte fördern die 
demokratische Teilhabe der Bürgerinnen und Bür-
ger. Sie können aktiv an der Entscheidungsfindung 
über die Verwendung von Gemeindefinanzmitteln 

teilnehmen und so Einfluss auf lokale Entwicklungs-
projekte nehmen. Dorf- und Viertelvereinigungen – 
ob Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht oder 
faktische Vereinigung ohne eigene Rechtspersön-
lichkeit – erhalten über den Bürgerbeteiligungs-
haushalt die Möglichkeit, Projekte umzusetzen, die 
ihren Bedürfnissen und Interessen entsprechen. 

Dies stärkt das Gemeinschaftsgefühl und fördert 
das Engagement der Bürgerinnen und Bürger für 

ihre Gemeinde. Insgesamt trägt die Einführung ei-
nes Bürgerbeteiligungshaushalts dazu bei, die lo-
kale Demokratie zu stärken, das Gemeinschaftsge-
fühl zu fördern und maßgeschneiderte Lösungen für 
lokale Herausforderungen zu finden.  

  
Die Deutschsprachige Gemeinschaft unterstützt die 
Gemeinden bei der Förderung von kommunalen 
Bürgerbeteiligungshaushalten.   
  
Durch das erwähnte Dekret vom 22. April 2024 wird 

im Dekret vom 15. Dezember 2008 über die Finan-
zierung der Gemeinden und öffentlichen Sozialhilfe-
zentren durch die Deutschsprachige Gemeinschaft 
eine zweckgebundene Dotation für die Einrichtung 
von Bürgerbeteiligungshaushalten gemäß Artikel 
170.11 des Gemeindedekrets vom 23. April 2018 

eingefügt. Die jährliche Dotation soll 100.000 Euro 

betragen. Dieser Betrag wird im Verhältnis zu der 
am 1. Januar des vorherigen Kalenderjahres ermit-
telten Einwohnerzahl unter die Gemeinden aufge-
teilt; für die Dotation 2024 werden also die Einwoh-
nerzahlen vom 1. Januar 2023 herangezogen.  
Insofern es sich um eine zweckgebundene Dotation 
handelt, ist dafür Sorge zu tragen, dass die auf-

grund dieser Dotation bestrittenen Ausgaben aus-
schließlich im Hinblick auf die Förderung von Projek-
ten erfolgen, die in den Anwendungsbereich des 
kommunalen Bürgerbeteiligungshaushalts fallen.   

Die Mittel können somit nicht für Ausgaben verwen-

det oder verrechnet werden, die in den Anwen-
dungsbereich einer anderen Dotation fallen.   
Jedoch steht es den Gemeinden selbstverständlich 
zu, aus der allgemeinen Dotation zusätzliche Mittel 
freizumachen und diese – über die Förderung durch 
die Deutschsprachige Gemeinschaft hinaus – dem 

kommunalen Bürgerbeteiligungshaushalt zuzuwei-
sen.  
  
Den Gemeinderäten wird es nun obliegen, ein ob-
jektives Regelwerk zu erstellen, das eine gerechte 
Auszahlung dieser Mittel an die jeweiligen Begüns-
tigten ermöglicht und eine maßgeschneiderte Zu-

schusskontrolle vorsieht. Hierbei wird den Gemein-
den eine weitreichende Autonomie eingeräumt.  
  
Die Gemeinden werden darum gebeten, diese Re-
gelwerke im Rahmen der allgemeinen Aufsicht dem 

für lokale Behörden zuständigen Fachbereich des 
Ministeriums der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

zu übermitteln.  
  
Die vorgesehenen Mittel werden wie folgt unter den 
einzelnen Gemeinden aufgeteilt:  
  

• Amel:  7.053,15 €  

• Büllingen: 6.941,03 €  

• Burg-Reuland: 5.006,11 €  

• Bütgenbach: 7.209,35 €  

• Eupen:  25.297,61 €  

• Kelmis:  14.276,36 €  

• Lontzen: 7.568,37 €  

• Raeren: 12.641,78 €  

• Sankt Vith: 12.641,24 €  

  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Die Dotationen in Höhe von insgesamt 100.000,00 
€ werden angerechnet auf die Haushaltsmittel, die 
im OB 20 – PR 14 – ZW 33.02 eingetragen sind.  
 
TOP 9: Genehmigung des Zusammenarbeits-
abkommens zwischen dem Föderalstaat, der 
Flämischen Gemeinschaft, der Französischen 

Gemeinschaft, der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft, der Flämischen Region, der Wal-
lonischen Region, der Region Brüssel-Haupt-
stadt, der Französischen Gemeinschaftskom-
mission und der Gemeinsamen Gemein-
schaftskommission über die Umsetzung der 

Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 
2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
und zur Aufhebung des Zusammenarbeitsab-
kommens vom 17. Juli 2013 zwischen dem 
Föderalstaat, der Flämischen Gemeinschaft, 
der Französischen Gemeinschaft, der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft, der Flämi-
schen Region, der Wallonischen Region, der 
Region Brüssel-Hauptstadt, der Französi-
schen Gemeinschaftskommission und der Ge-
meinsamen Gemeinschaftskommission über 
die Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates 
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vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistun-

gen im Binnenmarkt sowie Dekretvorentwurf 
zur Billigung des Zusammenarbeitsabkom-

mens zwischen dem Föderalstaat, der Flämi-
schen Gemeinschaft, der Französischen Ge-
meinschaft, der Deutschsprachigen Gemein-
schaft, der Flämischen Region, der Walloni-
schen Region, der Region Brüssel-Hauptstadt, 
der Französischen Gemeinschaftskommission 
und der Gemeinsamen Gemeinschaftskom-

mission über die Umsetzung der Richtlinie 
2006/123/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt und zur 
Aufhebung des Zusammenarbeitsabkommens 
vom 17. Juli 2013 zwischen dem Föderal-

staat, der Flämischen Gemeinschaft, der 
Französischen Gemeinschaft, der Deutsch-

sprachigen Gemeinschaft, der Flämischen Re-
gion, der Wallonischen Region, der Region 
Brüssel-Hauptstadt, der Französischen Ge-
meinschaftskommission und der Gemeinsa-
men Gemeinschaftskommission über die Um-

setzung der Richtlinie 2006/123/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im 
Binnenmarkt 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung genehmigt das Zusammenarbeitsab-
kommen zwischen dem Föderalstaat, der Flämi-
schen Gemeinschaft, der Französischen Gemein-
schaft, der Deutschsprachigen Gemeinschaft, der 
Flämischen Region, der Wallonischen Region, der 

Region Brüssel-Hauptstadt, der Französischen Ge-
meinschaftskommission und der Gemeinsamen Ge-

meinschaftskommission über die Umsetzung der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt und zur Aufhe-
bung des Zusammenarbeitsabkommens vom 17. 
Juli 2013 zwischen dem Föderalstaat, der Flämi-

schen Gemeinschaft, der Französischen Gemein-
schaft, der Deutschsprachigen Gemeinschaft, der 
Flämischen Region, der Wallonischen Region, der 
Region Brüssel-Hauptstadt, der Französischen Ge-
meinschaftskommission und der Gemeinsamen Ge-
meinschaftskommission über die Umsetzung der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt  

  
Die Regierung verabschiedet in erster Lesung den 
Dekretvorentwurf zur Billigung des Zusammenar-
beitsabkommens zwischen dem Föderalstaat, der 
Flämischen Gemeinschaft, der Französischen Ge-

meinschaft, der Deutschsprachigen Gemeinschaft, 
der Flämischen Region, der Wallonischen Region, 
der Region Brüssel-Hauptstadt, der Französischen 
Gemeinschaftskommission und der Gemeinsamen 
Gemeinschaftskommission über die Umsetzung der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt und zur Aufhe-
bung des Zusammenarbeitsabkommens vom 17. 

Juli 2013 zwischen dem Föderalstaat, der Flämi-

schen Gemeinschaft, der Französischen Gemein-
schaft, der Deutschsprachigen Gemeinschaft, der 

Flämischen Region, der Wallonischen Region, der 
Region Brüssel-Hauptstadt, der Französischen Ge-
meinschaftskommission und der Gemeinsamen Ge-
meinschaftskommission über die Umsetzung der 
Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt  

  
Die Regierung beschließt, in Anwendung von Artikel 
4/1 und 84 §1 Absatz 1 Nummer 2 der koordinierten 
Gesetze über den Staatsrat vom 12. Januar 1973 
den föderalen Staatssekretär für Digitalisierung, zu-
ständig für Verwaltungsvereinfachung, zu beauftra-

gen den gemeinsamen Antrag zur Begutachtung in 
einer 30-Tages-Frist einzureichen.  

  
Der Ministerpräsident, Minister für lokale Behörden 
und Finanzen, wird mit der Durchführung des vor-
liegenden Beschlusses beauftragt. 
  

2. Erläuterungen:   
  
Es wird der Abschluss eines Zusammenarbeitsab-
kommens zwischen dem Föderalstaat, der Flämi-
schen Gemeinschaft, der Französischen Gemein-
schaft, der Deutschsprachigen Gemeinschaft, der 
Flämischen Region, der Wallonischen Region, der 

Region Brüssel-Hauptstadt, der Französischen Ge-
meinschaftskommission und der Gemeinsamen Ge-
meinschaftskommission zur Umsetzung der Richtli-
nie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleis-

tungen im Binnenmarkt vorgeschlagen.  
  

Gegenstand des Zusammenarbeitsabkommens ist 
die Regelung der Zusammenarbeit zwischen den 
verschiedenen institutionellen Akteuren Belgiens 
und die Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. 
Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnen-

markt. Das vorliegende Zusammenarbeitsabkom-
men bildet mithin einen Umsetzungsakt der Richtli-
nie, insbesondere betreffend die regierungsüber-
greifende Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie, 
und ergibt sich ferner aus der Richtlinie 2005/36/EG 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
und dem SDG-Zusammenarbeitsabkommen.  

  
Das Zusammenarbeitsabkommen soll das Zusam-

menarbeitsabkommen vom 17. Juli 2013 zwischen 
dem Föderalstaat, der Flämischen Gemeinschaft, 
der Französischen Gemeinschaft, der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft, der Flämischen Region, der 
Wallonischen Region, der Region Brüssel-Haupt-

stadt, der Französischen Gemeinschaftskommission 
und der Gemeinsamen Gemeinschaftskommission 
zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 12. De-
zember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt 
aufheben.  

  
Die Dienstleistungsrichtlinie schafft einen allgemei-
nen rechtlichen Rahmen, der darauf abzielt, die 
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Ausübung der Niederlassungsfreiheit der Dienstleis-

tungserbringer und den freien Dienstleistungsver-
kehr unter Gewährleistung eines hohen Dienstleis-
tungsniveaus zu erleichtern. In diesem Sinne legt 
sie Verpflichtungen der Mitgliedstaaten fest, einen 
einheitlichen Ansprechpartner einzusetzen und si-
cherzustellen, dass die Informationen und Online-

Verfahren für alle Dienstleistungserbringer über die-
sen einheitlichen Ansprechpartner zugänglich und 
verfügbar sind. Das Ziel dieser Strategie besteht da-
rin, jedem in einem Mitgliedstaat ansässigen Dienst-
leistungserbringer, der in den Geltungsbereich der 
Dienstleistungsrichtlinie fällt, zu ermöglichen, eine 
Reihe von Vorgängen online über den einheitlichen 

Ansprechpartner abzuwickeln.  
  
Der einheitliche Ansprechpartner gliedert sich in 
drei Teilbereiche: (i) Zugänglichmachung sämtlicher 
einschlägiger Informationen zu den für die Dienst-

leistungstätigkeiten und ihre Ausübung geltenden 
Vorschriften; (ii) elektronische Abwicklung sämtli-

cher Verfahren und Formalitäten, die für die Auf-
nahme von Dienstleistungstätigkeiten und ihre Aus-
übung erforderlich sind; (iii) Unterstützung durch 
die zuständigen Behörden in Form von Informatio-
nen über die gewöhnliche Auslegung und Anwen-
dung der maßgeblichen Anforderungen.   

  
Die Umsetzung des Zusammenarbeitsabkommens 
liegt in der Verantwortung aller beteiligten Parteien. 
Gegen eine Partei, die die ihr gemäß dem Zusam-
menarbeitsabkommen obliegenden Verantwortlich-
keiten nicht wahrnimmt, wird eine Geldstrafe ver-
hängt, die sich aus dem Verfahren gemäß Artikel 

258 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europä-
ischen Union ergibt.  

  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Das Zusammenarbeitsabkommen sieht vor, dass 
die benötigte Zusammenarbeit innerhalb der regie-

rungsübergreifenden Governancestruktur erfolgt, 
die im Rahmen des Single-Digital-Gateway-Zusam-
menarbeitsabkommens1 geschaffen wurde. Die Fi-
nanzierung der Zusammenarbeit innerhalb dieser 
Governancestruktur wurde bereits in dem Single-
Digital-Gateway-Zusammenarbeitsabkommen und 

seinem ausführendem Zusammenarbeitsabkom-
men geregelt.   
 
TOP 10: Vorentwurf eines Erlasses der Regie-
rung zur Abänderung des Erlasses vom 
23. Dezember 2021 zur Einführung eines Be-

zuschussungssystems für Pilotprojekte der 

Gemeinden im Rahmen der Umsetzung des 
integrierten Energie- und Klimaplans 
 
1. Beschlussfassung:   
  
Die Regierung verabschiedet in erster Lesung den 
Vorentwurf eines Erlasses der Regierung zur Abän-

derung des Erlasses vom 23. Dezember 2021 zur 
Einführung eines Bezuschussungssystems für Pilot-
projekte der Gemeinden im Rahmen der Umsetzung 
des integrierten Energie- und Klimaplans.   
  

Die Regierung beschließt, das Gutachten des Beira-

tes für Wohnungswesen und Energie zu beantra-
gen.  
  
Der Ministerpräsident, Minister für lokale Behörden 
und Finanzen, und der Vize-Ministerpräsident, Mi-
nister für Gesundheit und Soziales, Raumordnung 

und Wohnungswesen, sind jeder für seinen Teil mit 
der Durchführung des vorliegenden Beschlusses be-
auftragt.  
  
2. Erläuterungen:   
  
Der Erlass der Regierung vom 23. Dezember 2021 

zur Einführung eines Bezuschussungssystems für 
Pilotprojekte der Gemeinden im Rahmen der Um-
setzung des integrierten Energie- und Klimaplans ist 
am 1. Januar 2022 in Kraft getreten. Nach Artikel 2 
sind jene Gemeinden zuschussberechtigt, die über 

einen integrierten Energie- und Klimaplan verfügen 
und diesen umsetzen möchten.  

  
Im Rahmen von bislang fünf Projektaufrufen geneh-
migte die Regierung 43 Pilotprojekte der neun 
deutschsprachigen Gemeinden. Sie entsprechen 
den Zielen des integrierten Energie- und Klima-
plans, die CO2-Emissionen in der Deutschsprachigen 

Gemeinschaft zu senken oder Maßnahmen für Kli-
maschutz- und Klimaanpassung einzuführen.  
  
Zu beachten ist dabei insbesondere das europäische 
Klimagesetz „Fit für 55%“, das am 29. Juli 2021 in 
Kraft getreten und mit dem die Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen in der EU bis 2030 um min-

destens 55% rechtlich bindend geworden ist, 
wodurch der ursprüngliche Zielwert des integrierten 

Energie- und Klimaplans de facto von 40% auf 55% 
angehoben wurde.  
  
Am 22. Februar 2024 ist der Erlass der Regierung 
zur Abänderung des Königlichen Erlasses vom 10. 

April 1995 zur Bestimmung der Tätigkeiten indust-
rieller oder kommerzieller Art, für die der Gemein-
derat eine mit Rechtspersönlichkeit ausgestattete 
Autonome Gemeinderegie gründen kann, in Kraft 
getreten. Der Erlass vom 22. Februar 2024 ermög-
licht Autonomen Gemeinderegien (AGR), elektri-

schen Strom und/oder Wärme zu erzeugen, die aus 
erneuerbaren Energien gewonnen werden. Bisher 
waren die Zuständigkeiten der AGR gemäß Königli-
chem Erlass vom 10. April 1995 auf die „Lieferung 
und Verteilung von Wasser, Gas, elektrischem 
Strom oder Dampf“ begrenzt.   

  

Der Gesellschaftszweck einer Autonomen Gemein-
deregie besteht darin, „Tätigkeiten industrieller 
oder kommerzieller Art“ wahrzunehmen. Eine Auto-
nome Gemeinderegie ist – im Gegensatz zu einer 
Gemeinde – mehrwertsteuerpflichtig und kann die 
Mehrwertsteuer unter Einhaltung der gesetzlichen 
Vorgaben absetzen. Für eine Gemeinde könnte es 

finanziell interessant sein, die Erzeugung von elekt-
rischem Strom und/oder Wärme aus erneuerbaren 
Quellen und deren weitere Lieferung und Verteilung 
über eine Autonome Gemeinderegie abzuwickeln.    
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Der vorliegende Erlass dient vorwiegend dazu, die 

Zuschussempfänger des mit dem Erlass vom 23. 
Dezember 2021 eingerichteten Bezuschussungssys-

tems für Pilotprojekte auf Autonome Gemeindere-
gien auszuweiten und darüber hinaus weitere ge-
ringfügige formale Anpassungen durchzuführen, die 
den Erlass im Hinblick auf den Anwendungsbereich, 
die förderfähigen Pilotprojekte, das Antrags- sowie 
das Auszahlungsverfahren verständlicher und deut-
licher machen. Die jährlich maximal verfügbaren 

Mittel pro Gemeinde bleiben dabei unverändert.  
  

Dabei ist zu beachten, dass die Deutschsprachige 
Gemeinschaft im Bereich der Energiepolitik Pilotpro-
jekte nur dann bezuschussen darf, wenn diese unter 
die gewissen Zuständigkeiten fallen, die im Rahmen 
der Zuständigkeitsübertragung von 19. April 2019 

von der Wallonischen Region auf die Deutschspra-

chige Gemeinschaft übertragen wurden, wie bei-
spielsweise im Hinblick auf die Förderung von aus 
erneuerbaren Quellen erzeugter Wärme.  
  

3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft.  
  

TOP 11: Erlass der Regierung über die Durch-
führung der Gemeinderatswahlen vom 13. 
Oktober 2024 auf dem deutschen Sprachge-
biet in Bezug auf die Hinterlegung von Wahl-
vorschlägen 
  

1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung verabschiedet den Erlass über die 

Durchführung der Gemeinderatswahlen vom 13. 
Oktober 2024 auf dem deutschen Sprachgebiet in 
Bezug auf die Hinterlegung von Wahlvorschlägen.  
  

Das Gutachten des Staatsrates wird in Anwendung 
von Artikel 3 §1 der koordinierten Gesetze über den 

Staatsrat vom 12. Januar 1973 aufgrund der Dring-
lichkeit nicht angefragt. Die Dringlichkeit ist 
dadurch begründet, dass die am 13. Oktober 2024 
stattfindenden Gemeindewahlen in Bezug auf ihre 
Organisation einer gewissen Vorlaufzeit bedürfen; 
dass eine der vorbereitenden Maßnahmen die Ent-
wicklung der Software zur elektronischen Hinterle-

gung von Wahlkandidaturen betrifft, die ihrerseits 
insbesondere auf verbindliche Vorgaben in Bezug 
auf das Muster der Wahlvorschläge angewiesen ist; 
dass die Software zur elektronischen Hinterlegung 

von Wahlkandidaturen rechtzeitig den potenziellen 
Listen und Kandidaten zur Verfügung stehen muss, 
sodass die Verabschiedung des vorliegenden Erlas-

ses keinen Aufschub mehr duldet.  
  

Der Ministerpräsident, Minister für lokale Behörden 
und Finanzen, wird mit der Durchführung des vor-
liegenden Beschlusses beauftragt.  
  

2. Erläuterungen:   
  

Der Deutschsprachigen Gemeinschaft wurde zum 1. 

Januar 2015 in Anwendung des Artikels 139 der bel-
gischen Verfassung die Zuständigkeit für die Wahl 

der kommunalen und intrakommunalen Organe, 

einschließlich der Kontrolle der damit verbundenen 
Wahlausgaben und der Herkunft der dafür verwen-

deten Gelder, von der Wallonischen Region übertra-
gen.   
  
Seitdem die Deutschsprachige Gemeinschaft für die 
Organisation der Gemeinderatswahlen zuständig 
ist, verfügt die Deutschsprachige Gemeinschaft 
über eine eigene Fassung des vierten Teils des Ko-

dex der lokalen Demokratie und der Dezentralisie-
rung, hiernach „Kodex“ genannt, und eine eigene 
Fassung des Erlasses der Wallonischen Regierung 
vom 22. Juni 2006 über die Wahlvorschläge bei den 
Gemeinderatswahlen, die Bestellung der Mitglieder 
der Wahlvorstände, die Zähltabellen und die Stim-

menauszählung.  
  

Der Kodex regelt in seinen Artikeln L4134-1, L4142-
3 und L4142-4 die Wahlvorschläge und Zeugenbe-
nennungen. Diese Artikel sehen vor, dass die Regie-
rung gewisse Modalitäten und die Form der Muster 
der Wahlvorschläge und Zeugenbenennungen fest-

legt. Vorliegender Erlass hat zum Ziel, diese Ange-
legenheiten zu regeln und somit insbesondere den 
Erlass der Wallonischen Regierung vom 22. Juni 
2006 über die Wahlvorschläge bei den Gemeinde-
ratswahlen, die Bestellung der Mitglieder der Wahl-
vorstände, die Zähltabellen und die Stimmenaus-
zählung abzuändern.   

  
Im Vergleich zum Erlass, der in dieser Angelegen-
heit für die Wahlen vom 14. Oktober 2018 anwend-
bar war, werden die Bestimmungen, die ausschließ-
lich die Provinzwahlen betreffen, aufgehoben. Aus 

Gründen der Rechtspflege werden zudem die aus-
schließlich für die Wahlen vom 14. Oktober 2018 an-

wendbaren Erlasse ausdrücklich aufgehoben.   
  
Schließlich werden die im Erlass festgelegten Muster 
für die Wahlvorschläge auf die im Kodex durch Dek-
ret vom 11. Dezember 2023 vorgenommenen Än-
derungen angepasst.   

  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft.  
 
TOP 12: Genehmigung des ausführenden Zu-

sammenarbeitsabkommens zwischen der 
Wallonischen Regierung und der Regierung 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft über die 
Durchführung der Lokalwahlen vom 13. Okto-
ber 2024 auf dem deutschen Sprachgebiet 
 
1. Beschlussfassung:   

  
Die Regierung genehmigt das ausführende Zusam-
menarbeitsabkommen zwischen der Wallonischen 
Regierung und der Regierung der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft über die Durchführung der Lokal-
wahlen vom 13. Oktober 2024 auf dem deutschen 

Sprachgebiet  
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Der Ministerpräsident, Minister für lokale Behörden 

und Finanzen, wird mit der Durchführung des vor-
liegenden Beschlusses beauftragt.  
  
2. Erläuterungen:   
  
Der Deutschsprachigen Gemeinschaft wurde zum 1. 

Januar 2015 in Anwendung des Artikels 139 der bel-
gischen Verfassung die Zuständigkeit für die Wahl 
der kommunalen und intrakommunalen Organe, 
einschließlich der Kontrolle der damit verbundenen 
Wahlausgaben und der Herkunft der dafür verwen-
deten Gelder, von der Wallonischen Region übertra-
gen. Für die Organisation der Provinzialratswahlen 

auf dem deutschen Sprachgebiet bleibt weiterhin 
die Wallonische Region zuständig.  
  
Seitdem die Deutschsprachige Gemeinschaft für die 
Organisation der Gemeinderatswahlen zuständig 

ist, verfügen die Deutschsprachige Gemeinschaft 
und die Wallonische Region jeweils über eine eigene 

Fassung des vierten Teils des Kodex der lokalen De-
mokratie und der Dezentralisierung, hiernach „Ko-
dex“ genannt.  
  
Gemäß Artikel L4111-2 des Kodex finden die Ge-
meinde- und Provinzialwahlen am selben Tag statt. 

Auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemein-
schaft werden also an einem Tag zwei Wahlen von 
zwei verschiedenen Behörden mit unterschiedlichen 
Rechtsvorschriften organisiert. Die Wallonische Re-
gion hatte sich im Vorfeld der Wahlen von 2018 für 
eine Papierwahl entschieden, die Deutschsprachige 
Gemeinschaft für elektronische Wahlen. Diese Ent-

scheidung hätte dazu geführt, dass am gleichen Tag 
auf dem deutschen Sprachgebiet für die Wahlope-

ratoren und Wähler zwei unterschiedliche Wahlsys-
teme zu benutzen gewesen wären, was zu zahlrei-
chen Fragen hinsichtlich der Umsetzung und Mach-
barkeit geführt hätte.   
  

Um diese schwer vertretbare Situation zu vermei-
den, einigte man sich auf Anfrage des Provinzialrats 
Lüttich im Mai 2016 auf ein elektronisches Wahlsys-
tem mit Papierbescheinigung für das deutsche 
Sprachgebiet, das sowohl für die Provinzial- als auch 
für die Gemeindewahlen eingesetzt werden sollte. 

Der Staatsrat hat in seinen Gutachten Nr. 59.365/4 
vom 30. Mai 2016 über den Dekretvorentwurf der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft und Nr. 
59.753/2/V vom 17. August 2016 über den Dekret-
vorentwurf der Wallonischen Region zur Abände-
rung des Kodex in Bezug auf die Gemeinderatswah-

len hervorgehoben, dass weder die Deutschspra-

chige Gemeinschaft noch die Wallonische Region 
einseitig das Wahlsystem im deutschen Sprachge-
biet bestimmen darf. Daraufhin wurde das Zusam-
menarbeitsabkommen vom 13. Juli 2018 zwischen 
der Wallonischen Region und der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft über die Lokalwahlen vom 14. 
Oktober 2018 auf dem deutschen Sprachgebiet aus-

gearbeitet, um die Modalitäten der Durchführung 
der Wahlen und des Wahlsystems für die Lokalwah-
len im deutschen Sprachgebiet zu regeln.  
  

Auch für die Wahlen vom 13. Oktober 2024 wurde 

sich gemeinsam mit der Wallonischen Region darauf 
geeinigt, ein Zusammenarbeitsabkommen auszuar-
beiten. Im daraus resultierenden Zusammenar-
beitsabkommens vom 9. November 2023 zwischen 
der Wallonischen Regierung und der Regierung der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft über die Durch-

führung der Lokalwahlen vom 13. Oktober 2024 auf 
dem deutschen Sprachgebiet wird festgehalten, 
dass gewisse Modalitäten in gegenseitigem Einver-
ständnis mit der Wallonischen Regierung geregelt 
werden. So wie dies bereits für die Wahlen vom 14. 
Oktober 2018 der Fall war, ist auch für die Wahlen 
vom 13. Oktober 2024 aus diesem Grund ein aus-

führendes Zusammenarbeitsabkommen notwen-
dig.   
  
Neben Präzisierungen im Hinblick auf ein besseres 
Verständnis des Textes, sind im Vergleich zum aus-

führenden Zusammenarbeitsabkommen von 2018 
folgende Unterschiede zu verzeichnen:  

  

• Ausführungsbestimmungen: Für die Wahlen 
vom 14. Oktober 2018 wurden gewisse Ausfüh-
rungsbestimmungen des Zusammenarbeitsab-

kommens vom 13. Juli 2018 in einem ausfüh-
renden Zusammenarbeitsabkommen geregelt 
und andere Bestimmungen in einzelnen Aus-
führungserlassen. Im ausführenden Zusam-
menarbeitsabkommen wurden die Anzahl zu-
gelassener Wähler pro Wahlsektion, die Anwei-

sungen für die Wähler, die allgemeinen Zulas-
sungsbedingungen für elektronische Wahlsys-
teme mit Papierbescheinigung, die Regeln zur 
Darstellung der Listen und Kandidaten auf den 
Bildschirmen der Wahlcomputer für elektroni-

sche Wahlen mit Papierbescheinigung sowie 
das Ausmaß der mittels eines elektronischen 

Wahlsystems mit Papierbescheinigung ausge-
druckten Stimmzettel und der dort aufgeführ-
ten Angaben geregelt. In Erlassen wurden die 
Wahlaufforderungen, die Vollmachten, die Aus-
stellung der Wählerregister, die Auszahlung 
von Anwesenheitsgeldern, die Erstattung von 
Fahrtkosten, die Zusammensetzung der Wahl-

vorstände, die Wahldaten, die Wahlausgaben 
und die Zugänglichkeit der Wahllokale gere-
gelt. Für die Wahlen vom 13. Oktober 2024 sol-
len nahezu alle Bestimmungen, die gemäß dem 
Zusammenarbeitsabkommen vom 9. Novem-
ber 2023 in gegenseitigem Einverständnis mit 

der Wallonischen Regierung zu regeln sind, in 
einem ausführenden Zusammenarbeitsabkom-

men festgehalten werden. Lediglich die Bestim-
mungen zu den Wahlvorschlägen für die Ge-
meindewahlen werden Gegenstand eines sepa-
raten Erlasses sein.   

• Wahlaufforderungen: Für die Wahlen vom 14. 
Oktober 2018, waren Anweisungen für die 
Wähler und der Wortlaut des Artikels L4132-1 
des Kodex auf der Rückseite der Wahlaufforde-
rungen wiedergegeben. Für die Wahlen vom 

13. Oktober 2024 sollen für den Wähler rele-
vante Informationen benutzerfreundlich an-
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hand einer grafischen Abbildung der Stimmab-

gabe und einer kurzen Erklärung der Wahl mit-
tels Vollmacht dargestellt werden.   

• Vollmachten: In Verbindung mit den im Kodex 
durch Dekret vom 11. Dezember 2023 vorge-
nommenen Änderungen wurde das Vollmachts-
formular angepasst und ein Muster für das Son-

derregister der Vollmachten hinzugefügt.   

• Anwesenheitsgelder:   
o Die Anwesenheitsgelder der Wahlbüromitglie-

der wurden wie folgt erhöht: Das Anwesen-

heitsgeld für die Vorsitzenden wird von 18,75 
auf 45 Euro erhöht und das Anwesenheitsgeld 
für die Beisitzer und Sekretäre von 18,75 auf 
30 Euro.   

o Die Auszahlung der Anwesenheitsgelder der 
Mitglieder der Gemeinde- und Wahlbürovor-
stände soll gemäß Zusammenarbeitsabkom-

men vom 9. November 2023 nicht mehr durch 
die Provinz Lüttich, sondern durch das Ministe-
rium vorgenommen werden. Die Kosten wer-
den aber weiterhin zu 50% durch die Gemein-
den und zu 50% durch die Provinz Lüttich ge-
tragen, welche das Ministerium nach Auszah-
lung zurückfordert. Das Forderungsformular 

wurde daraufhin angepasst.   

• Abstimmungsregister: Zur Vereinheitlichung 
wird die Art und Weise, wie die Abstimmungs-
register durch die Wahlbüromitglieder zu ver-

vollständigen sind, vorgegeben. In 2018 wurde 
den Mitgliedern hierzu keine Vorgaben ge-
macht.   

• Digitale und automatisierte Wahlverrichtun-
gen: Die Bestimmungen wurden angepasst, 
um sie mit den Funktionalitäten der Wahlan-

wendung zur Verwaltung der Kandidaturen, zur 
Übermittlung und Verarbeitung der Wahlergeb-
nisse sowie zur Verwaltung und Verarbeitung 
der Wahlangaben (MARTINE) in Übereinstim-
mung zu bringen.  

  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Es entstehen keine neuen Kosten für die Deutsch-
sprachige Gemeinschaft.  
  

Das Ministerium wird den Vorschuss für die Auszah-
lung der Anwesenheitsgelder der Mitglieder der Ge-
meinde- und Wahlbürovorstände übernehmen. Die 
entsprechenden Mittel sind im Organisationsbereich 
20, Programm 14, Zuweisung 12.11 des Ausgaben-
haushalts 2024 vorgesehen. Die diesbezüglichen 

Kosten gehen aber weiterhin zu 50% zu Lasten der 

Provinz Lüttich und zu 50% zu Lasten der Gemein-
den. Somit wird das Ministerium diese Kosten nach 
Auszahlung bei der Provinz Lüttich und den Gemein-
den zurückfordern.   
 
TOP 13: Genehmigung des Nationalen Re-
formplans 

 
1. Beschlussfassung:   
  
Die Regierung genehmigt den Nationalen Reform-
plan 2024.  

Der Ministerpräsident, Minister für lokale Behörden 

und Finanzen, wird mit der Durchführung des vor-
liegenden Beschlusses beauftragt.  

  
2. Erläuterungen:   
  
Im Nationalen Reformprogramm (NRP) 2024 des 
Königreichs Belgien berichten die verschiedenen 
Regierungen des Landes über die wichtigsten Struk-
turreformen und Investitionen, die im vergangenen 

Jahr durchgeführt wurden, sowie über Maßnahmen, 
die demnächst umgesetzt werden sollen. Der NRP 
stützt sich auf die Prioritäten des Nationalen Plans 
für Resilienz und Wiederaufbau (PNRR) im Rahmen 
der europäischen Resilienzfazilität (FRR).  
  

Trotz der schwierigen geopolitischen Lage und des 
Krieges auf dem europäischen Kontinent verzeich-

nete die belgische Wirtschaft ein starkes Wachstum 
von 1,5 % im Jahr 2023. Der jüngste Winterausblick 
der Europäischen Kommission bestätigte, dass das 
Wirtschaftswachstum in Belgien 2024 über dem der 
Nachbarländer liegen wird. Die günstigen Wachs-

tumsraten trotz eines schwierigen, von einer gerin-
geren Nachfrage in unseren Exportländern gepräg-
ten Umfelds können auf eine solide Binnennach-
frage zurückgeführt werden, die zum Teil auf die au-
tomatische Lohnindexierung und die kräftige Inves-
titionspolitik der belgischen Unternehmen und Be-
hörden zurückzuführen ist. Nachdem die Inflation in 

unserem Land 2022 einen Höchststand erreicht 
hatte, ging sie 2023 ebenfalls zurück.  
  
Am 9. Juni 2024 finden in Belgien Föderal-, Regio-
nal- und Europawahlen statt. Die Kommunalwahlen 

werden im Oktober abgehalten. Im Mittelpunkt die-
ser Wahlen wird die Strategie stehen, die die ver-

schiedenen Regierungen angesichts der strukturel-
len Schwächen und der großen Herausforderungen 
verfolgen werden. Dabei werden die neuen europä-
ischen Anforderungen an die wirtschaftspolitische 
Steuerung zu berücksichtigen sein. Am 21. Juni 
2024 wird die Europäische Kommission ihren Refe-

renzpfad für Belgien veröffentlichen, den Pfad, an 
dem sich die Ausarbeitung der mittelfristigen natio-
nalen strukturellen Haushaltspläne orientieren wird. 
Die Regierungsvereinbarungen, die nach der Bil-
dung von Koalitionen getroffen werden, werden 
ebenfalls eine wichtige Rolle bei der Ausarbeitung 
dieser neuen Pläne spielen. 

  
Der NRP ist wie folgt strukturiert. In Kapitel 2 wer-

den die makroökonomischen Projektionen für unser 
Land skizziert. Kapitel 3 gibt einen Überblick über 
die wichtigsten Reformen und Investitionen der ver-
schiedenen Regierungen in den folgenden Berei-
chen: (i) Haushalt und Staatsverschuldung, (ii) Ar-

beitsmarkt und Bildung, (iii) Unternehmertum, 
Wettbewerb, Innovation und Digitalisierung, (iv) 
Nachhaltigkeit, Energie und Mobilität sowie (v) So-
zialschutz und Inklusion. Kapitel 4 gibt einen kurzen 
Überblick über den Stand der Umsetzung der Ziele 
für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Develop-

ment Goals - SDGs). Kapitel 5 befasst sich mit der 
Verwendung der Strukturfonds und Kapitel 6 be-
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schreibt den institutionellen Prozess und die Einbe-

ziehung der Stakeholder bei der Erstellung dieses 
NRP. In den Anhängen sind die Pläne der Regionen 
und Gemeinschaften aufgeführt. Die Datenbanken 
Fenix (für das PNRR) und CeSaR (für die Länderspe-
zifischen Empfehlungen - LSP) wurden am 15. März 
2024 aktualisiert. In diesem NRP bieten separate 

NRP-Kapitel einen allgemeinen, nicht erschöpfen-
den Überblick über die Ergebnisse des NRP, wie sie 
im Halbjahresbericht vom April 2024 erschienen 
sind.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Keine finanziellen Auswirkungen  
 
TOP 14: Vorentwurf eines Erlasses der Regie-
rung zur Abänderung des Ministeriellen Erlas-
ses vom 23. März 1970 zur Festlegung der 

Bedingungen für die Gewährung einer Beteili-
gung des Nationalfonds für die soziale Wie-

dereingliederung der Behinderten an den von 
den Beschützenden Werkstätten getragenen 
Löhnen und sozialen Lasten 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung verabschiedet in erster Lesung den 
Vorentwurf eines Erlasses der Regierung zur Abän-
derung des Ministeriellen Erlasses vom 23. März 
1970 zur Festlegung der Bedingungen für die Ge-
währung einer Beteiligung des Nationalfonds für 
die soziale Wiedereingliederung der Behinderten an 
den von den Beschützenden Werkstätten getrage-

nen Löhnen und sozialen Lasten.  
  

Die Regierung beschließt, das Gutachten des Ver-
waltungsausschusses für den Bereich selbstbe-
stimmtes Leben einzuholen.  
  
Der Vize-Ministerpräsident, Minister für Gesundheit 

und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
  
2. Erläuterungen:   
  

Die vorliegende Anpassung des Ministeriellen Erlas-
ses beinhaltet 2 Elemente, die Bezuschussung der 
Kostensteigerung als Auswirkung der Anpassung 
des GDMME ab dem 1. April 2024 und die Fortfüh-
rung der Fixierung der Norm für die Gruppenleiter 
bis Ende 2025.  

  

2.1. Anpassung der Zuschussätze gemäß Leis-
tungskategorie:  
  
Am 26. März 2024 haben die Sozialpartner des Na-
tionalen Arbeitsrates das überberufliche kollektive 
Arbeitsabkommen KAA Nr. 43/17 als eine weitere 
Etappe der gestaffelten Anpassungen des Garan-

tiertes Durchschnittliches Monatliches Mindestein-
kommen (GDMME) verabschiedet und ab dem 
01.04.2024 um 35 € erhöht.  

Diese gestaffelte Anpassung wurde in der Überbe-

ruflichen Übereinkunft der „Gruppe der zehn Ver-
treter“ am 25.06.2021 so festgehalten und sieht 
eine letzte Anpassung um 35 € am 01.04.2026 
vor.   
  
Diese Steigerung des GDMME von 1.994,18 € nach 

2.029,88 € hat direkte Auswirkungen auf den 
Stundenlohn der untersten Berufskategorien 
(BEK), der sich wie folgt entwickelt:  
  

  

am 

01/11/2023  am 01/04/2024  

BEK1  12,1103  12,3282  

BEK2  12,1305  12,3282  

BEK3  12,3025  12,3282  

BEK4  12,7048  12,7048  

BEK5  13,6607  13,6607  

BEK6  13,9637  13,9637  

BEK7  14,2156  14,2156  

  
Auf Grundlage der derzeitig beschäftigten Arbeiter 
(214,39 VZÄ) in den Werkstätten der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft wurde eine Simulation der 
Kosten auf Jahresbasis erstellt (siehe Anlage 1).  
Insgesamt sind 186,15 VZÄ  Arbeiter (wovon 

133,9 PMU VZÄ und 52,25 Valide VZÄ) die einen 
Stundenlohn der Berufskategorie 1 bis 3 haben.   
Die Aufwertung verursacht ein Anstieg von insge-
samt 80.122,17 € zusätzlicher Lohnkosten auf Jah-
resbasis.  
  
Wegen der angespannten wirtschaftlichen Lage auf 

den Absatzmärkten der Werkstätten der DG, ist es 
nicht möglich, diese Kosten durch eine Erhöhung 
der Endpreis ihrer Erzeugnisse aufzufangen und 
die Arbeitgeber haben die Bezuschussung dieser 
zusätzlichen Kosten bei der Dienststelle für selbst-
bestimmtes Leben und beim Aufsichtsminister be-

antragt.  
  
Zur Bezuschussung wird eine Anpassung der Pau-
schalsätze der leistungsschwächeren Kategorien C 
bis E im Artikel 4 des o.e. Ministeriellen Erlasses 
erforderlich:  
  

 
  
Im zweiten Teil der Anlage 1 wird eine Simulation 
der Erhöhung der Leistungskategorien der 133,9 
VZÄ PMU berechnet. Insgesamt wird die auf Jah-
resbasis 78.507,22 € zusätzliche Zuschüsse verur-
sachen. Die 12.263,65 € Kosten für die Lohnstei-
gerungen bei den validen Arbeitern können dank 

Kompensation auf insgesamt 1.614,95 € zu Lasten 
der Werkstätten reduziert werden.  
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2.2. Fortführung der Fixierung der Norm für die 

Gruppenleiter bis Ende 2025:  
  

Im Artikel 10 Punkt 3 und Artikel 10 bis regelt der 
o.e. Ministerielle Erlass die Norm zur Festlegung 
der Anzahl Gruppenleiter. So beträgt die Betreu-
ungsnorm 1 Vorarbeiter für 10 PMU’s und ab einer 
neuen Gruppe von 6 Arbeitern kann ein weiterer 
Vorarbeiter bezuschusst werden.  
  

Seit Oktober 2022 ist diese Norm für Gruppenleiter 
bisher zweimal aufeinander folgend bis Ende 2024 
auf den Stand vom ersten Quartal des Jahres 2019 
fixiert worden. (ER vom 06.04.2023 und ER vom 
15.02.2024)  
  

Mit der Einführung des ICF-Arbeit als Assessmen-
tinstrument zur Orientierung der Personen mit Un-

terstützungsbedarf (PMU’s) auf den für sie optima-
len Arbeitsmarkt werden vermehrt schwache Per-
sonen in die Beschützenden Werkstätten vermit-
telt.  Der bestehende Begleitschlüssel ist für dieses 
Publikum unzureichend und es war ursprünglich 

geplant, dass dieser Begleitschlüssel im Jahr 2024 
überarbeitet wird.  
Personelle Veränderungen in der DSL verursachen 
eine Verzögerung in diesem Projekt.  
  
Durch die vorliegende Erlassanpassung wird diese 
Festlegung um ein weiteres Jahr bis Ende 2025 

fortgeführt, allerdings nur insofern die auf Grund-
lage der Artikel 10 Nummer 3 und 10bis §1 be-
stimmte Anzahl Gruppenleiter, die für die Bezu-
schussung berücksichtigt werden, niedriger ist als 
die Anzahl Gruppenleiter für das erste Quartal 

2019.   
  

Letzteres wurde erforderlich, da sich die Beschäfti-
gungslage auf dem Wege der Besserung befindet 
und die Einstellung, bzw. Bezuschussung eines 
weiteren Vorarbeiters schon im ersten Quartal er-
forderlich wird.  
  

3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Im Jahr 2024 werden sich die Auswirkungen der 
Anpassung der Pauschalen Zuschussätze auf 8 Mo-
nate begrenzen. Diese Erhöhung verursacht zu-
sätzliche Ausgaben in Höhe von 58.880,42 €.  
  

Die zweite Maßnahme zur Fortführung der Fixie-
rung der Gruppenleiternorm hat keine finanziellen 

Auswirkungen, da die Mittel zur Bezuschussung der 
bestehenden Gruppenleiter ausreichend sind.   
  
Die Aufhebung der Deckelung der Gruppenleitern-
orm kann allerdings zusätzliche Mittel in Höhe von 

schätzungsweise (45.000 €) erforderlich machen.  
  
Die benötigten Mittel wurden in der ersten Haus-
haltsanpassung 2024 der DSL berücksichtigt und 
von der Regierung in seiner Sitzung vom 
29.02.2024 genehmigt.  

 

TOP 15: Ausführendes Zusammenarbeitsab-

kommen zwischen der Wallonischen Regie-
rung und der Regierung der Deutschsprachi-

gen Gemeinschaft zur gemeinsamen Festle-
gung der Kriterien, denen Bäume, Sträucher 
oder Hecken entsprechen müssen, um als be-
merkenswert bezeichnet zu werden 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung genehmigt das ausführende Zusam-
menarbeitsabkommen zwischen der Wallonischen 
Regierung und der Regierung der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft. zur gemeinsamen Festlegung 
der Kriterien, denen Bäume, Sträucher oder Hecken 
entsprechen müssen, um als bemerkenswert be-

zeichnet zu werden   
  

Der Vize-Ministerpräsident, Minister für Gesundheit 
und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
  

2. Erläuterungen:   
  
Aufgrund von Artikel 70 des Zusammenarbeitsab-
kommens vom 14. November 2019 zwischen der 
Wallonischen Region und der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft über die Ausübung der Zuständigkei-
ten im Bereich der Raumordnung und gewisser ver-

bundener Bereiche, verabschieden die beiden Re-
gierungen gemeinsam eine Liste der bemerkens-
werten Bäume, Sträucher und Hecken, die alle drei 
Jahre nach einem im o.g. Abkommen festgelegten 
Verfahren aktualisiert und anschließend im Belgi-

schen Staatsblatt sowie auf dem kartografischen 
Portal des Öffentlichen Dienstes der Wallonie veröf-

fentlicht wird.  
  
Zu diesem Zweck werden die Wallonische Regierung 
und die Regierung der Deutschsprachigen Gemein-
schaft beauftragt, im gegenseitigen Einvernehmen 
die Kriterien festzulegen, denen Bäume, Sträucher 

oder Hecken entsprechen müssen, um als bemer-
kenswert bezeichnet zu werden.  
  
Zur Festlegung dieser Kriterien zur Bezeichnung von 
bemerkenswerten Bäumen, Sträucher und Hecken 
muss ein ausführendes Zusammenarbeitsabkom-
men zum o.g. Zusammenarbeitsabkommen zwi-

schen der Wallonischen Regierung und der Regie-
rung der Deutschsprachigen Gemeinschaft verab-

schiedet werden.  
  
Die nächste Aktualisierung der gemeinsamen Liste 
beginnt, sobald dieses ausführende Zusammenar-
beitsabkommen von beiden Regierungen verab-

schiedet wurde.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Es gibt keine finanziellen Auswirkungen.  
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TOP 16: Vorentwurf eines Erlasses der Regie-

rung zur Abänderung des Erlasses der Regie-
rung vom 17. Dezember 2009 zur Festlegung 
der Eigenbeteiligung in den Einrichtungen 
und Diensten der Deutschsprachigen Gemein-
schaft für Personen mit einer Behinderung 
 

1. Beschlussfassung:   
  
Die Regierung verabschiedet in zweiter Lesung den 
Vorentwurf eines Erlasses zur Abänderung des Er-
lasses der Regierung vom 17. Dezember 2009 zur 
Festlegung der Eigenbeteiligung in den Einrichtun-
gen und Diensten der Deutschsprachigen Gemein-

schaft für Personen mit einer Behinderung.  
  
Die Regierung beschließt in Anwendung von Artikel 
84 §1 Absatz 1 Nummer 2 der koordinierten Gesetze 
über den Staatsrat vom 12. Januar 1973 ein Gut-

achten in einer 30-Tage-Frist zu beantragen;   
  

Der Vize-Ministerpräsident, Minister für Gesundheit 
und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
  
2. Erläuterungen:   

  
Ein Tagesaufenthalt in der „Freizeitbegleitung“ des 
Begleitzentrums Griesdeck „BZG“ (vormals „Kurz-
aufenthalt“) für eine PmU unter 21 Jahre kostete 
bisher 50,00 Euro. Ein halber Tag wurde mit 25,00 
Euro berechnet. Für Übernachtungen wurden auto-
matisch 2 Tage berechnet.    

   
Aufgrund der Reform der Eigenbeteiligung in der 

Kinderbetreuung haben sich die Eltern, die den 
Kurzaufenthalt des Dienstes „Freizeitbegleitung“ 
des Begleitzentrums Griesdeck nutzen, an die 
Dienststelle gewandt. Aus ihrer Sicht bestehe eine 
zu große Diskrepanz zwischen der finanziellen Be-

teiligung in der Kinderbetreuung und der Freizeitbe-
gleitung von Kindern mit Beeinträchtigung, die die 
„reguläre“ Kinderbetreuung nicht nutzen können 
bzw. deren Bedarf weiter als die klassische Kinder-
betreuung geht. Der Kurzaufenthalt bzw. die Frei-
zeitbegleitung ist ein wichtiges Instrument zur Ent-

lastung der Eltern, die im Alltagsleben mit sehr vie-
len Herausforderungen konfrontiert werden. Auch 
wenn es Fortschritte bei der Inklusion im Bereich 
der Kinderbetreuung gibt, benötigen wir weiterhin 
ergänzend das spezifische Angebot der Freizeitbe-
gleitung für Kinder mit einer Beeinträchtigung.     

  

Ende 2023 wurde die Diskrepanz zwischen der fi-
nanziellen Eigenbeteiligung im Bereich der Kinder-
betreuung und des Kurzaufenthalts im Rahmen ei-
ner Regierungskontrolle im Ausschuss IV themati-
siert. In der Antwort auf eine entsprechende parla-
mentarische Frage wurde seitens der Regierung 
eine Reform der Eigenbeteiligung im Bereich des 

Kurzaufenthalts angekündigt. Daraufhin wurde die 
Dienststelle beauftragt in Zusammenarbeit mit dem 
Dienst „Freizeitbegleitung“ und der Elternvereini-
gung ein entsprechendes Konzept auszuarbei-

ten.  Dabei sollte zum einen die finanzielle Belas-

tung verringert werden, zum anderen der administ-
rative Aufwand gering gehalten werden.   
  
Das Konzept der DSL, das sowohl die Zustimmung 
des Trägers als auch der Elternvereinigung findet, 
sieht eine Angleichung an den Beteiligungstarife des 

Internats des ZFP vor.   
   
Zum Vergleich:   
Die Preise für einen Aufenthalt im ZFP sind:    

o Tagesaufenthalt: 14 Euro 
(20 Stunden: 20:00 Uhr bis 16:00 Uhr)   

o Halber Tag: 7 Euro (12:00 bis 18:00 Uhr)   

   
Die Anpassung der Eigenbeteiligung ist für die Os-
terferien 2024 angedacht. Der Erlass soll somit 
rückwirkend zum 1. April 2024 abgeändert wer-
den.    

   
Folgende indexierten Beteiligungen sollen ab dem 1. 

April 2024 für die Freizeitbegleitung gelten:   
1. Eine Halbtagsbetreuung von bis zu 

5 Stunden: 7,00 € (zuvor 25€)  
2. Für den Verbleib von mehr als 

5 Stunden bis höchstens 12 Stunden: 
14,76 €  (zuvor 50 €).  

  
Dies heißt konkret in Beispielen: 
  

1. Die Betreuung am Mittwochnachmittag 
(12:00 bis 17:00): 7,00 €.  

2. Der angebotene halbe Sonntag 
(10:00-14:00 oder 14:00-18:00):7,00 €.  

3. Eine Ganztagsbetreuung (09:00 bis 18:00): 
14,76 €.    

4. Bei einer Betreuung mit Übernachtung wer-
den für jeweils 12 Stunden 14,76 € berech-
net. Hier ein Beispiel mit Ankunft am ersten 
Tag um 09.00 Uhr und Abholung am zwei-
ten Tag um 18.00 Uhr: 

09:00 – 21:00 → 14,76 € 
21:00 – 09:00 → 14,76 €  
09:00 – 18:00 → 14,76 € 

Betreuungskosten mit 1 Übernachtung 
44,28 € (zuvor 150€)  
   
Diese Kostenreduzierung betrifft ebenfalls die Frei-
zeitangebote, die während den Schulferien angebo-
ten werden.   
  

Darüber hinaus soll in Angleichung an den Kurz-
aufenthalt diese Reduzierung der Eigenbeteiligung 

auch für die externen Wohnressourcen gelten, die 
Kinder unter 21 Jahren, die noch zu Hause leben zur 
Entlastung stundenweise begleiten. Dies sind Aus-
nahmefälle.   
  

Der Verwaltungsausschuss begrüßt in seinem Gut-
achten ausdrücklich den vorliegenden Erlassvorent-
wurf, der eine Reduzierung der Eigenbeteiligung in 
der Freizeitbegleitung von Kindern mit Beeinträchti-
gung vorsieht. Darüber hinaus sieht der Erlassvor-
entwurf in Angleichung an den Kurzaufenthalt diese 

Reduzierung der Eigenbeteiligung auch für die ex-
ternen Wohnressourcen vor, die Kinder unter 21 
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Jahren, die noch zu Hause leben zur Entlastung 

stundenweise begleiten.  
  

Der Verwaltungsausschuss stellt fest, dass aufgrund 

der Reform der Eigenbeteiligung in der Kinderbe-
treuung eine große Diskrepanz zwischen der finan-
ziellen Beteiligung in der Kinderbetreuung und der 
Freizeitbegleitung von Kindern mit Beeinträchti-
gung, die die „reguläre“ Kinderbetreuung nicht nut-
zen können bzw. deren Bedarf weiter als die klassi-
sche Kinderbetreuung geht, besteht.  
  

Aus Sicht des Verwaltungsausschusses sind der 
Kurzaufenthalt bzw. die Freizeitbegleitung und die 
Wohnressourcen wichtige Instrumente zur Entlas-
tung der Eltern, die im Alltagsleben mit sehr vielen 
Herausforderungen konfrontiert werden. Auch wenn 
es Fortschritte bei der Inklusion im Bereich der Kin-

derbetreuung gibt, wird weiterhin ergänzend das 
spezifische Angebot der Freizeitbegleitung für Kin-
der mit einer Beeinträchtigung benötigt.  
  

In diesem Zusammenhang begrüßt der Verwal-
tungsausschuss ausdrücklich, dass die Regierung 
den von der Dienststelle in Zusammenarbeit mit 
dem Dienst „Freizeitbegleitung“ und der Elternver-

einigung erarbeiteten Konzeptvorschlag, der eine 
Angleichung an den Beteiligungstarife des Internats 
des Zentrums für Förderpädagogik vorgeschlagen 
hatte, aufgegriffen hat. Somit wird sichergestellt, 
dass zum einen die finanzielle Belastung für die Fa-
milien verringert und zum anderen der administra-

tive Aufwand geringgehalten wird.  
  

3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Als Gegenfinanzierung der verringerten Eigenbetei-
ligung muss die Leistungsvereinbarung mit dem Be-
gleitzentrum Griesdeck im Jahr 2025 erhöht werden 
(ausgehend von der jetzigen Nutzung des Angebo-
tes: Schätzung 10.000 Euro jährlich)  
  

Bezüglich der externen Wohnressourcen kann von 
5.000€ Euro pro Jahr an Mindereinnahmen für die 
DSL ausgegangen werden. 
  

TOP 17: Erlass der Regierung zur Bestellung 
der Mitglieder der Dienstleisterkonferenz Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene im Bereich 

des selbstbestimmten Lebens 
  

1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung verabschiedet den Erlass zur Bestel-
lung der Mitglieder der Dienstleisterkonferenz Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene im Bereich des 
selbstbestimmten Lebens.  
  

Der Vize-Ministerpräsident, Minister für Gesundheit 
und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
  

2. Erläuterungen:   
  

Im Rahmen der Umwandlung der Dienststelle der 

Deutschsprachigen Gemeinschaft für selbstbe-
stimmtes Leben, einer Einrichtung öffentlichen In-

teresses im Sinne von Artikel 87 des Dekrets vom 
25. Mai 2009 über die Haushaltsordnung der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft, in einen Dienst 
mit getrennter Geschäftsführung im Sinne von Arti-
kel 74 desselben Dekrets ist auch Artikel 31 des 
Dekrets vom 13. Dezember 2016 über die Maßnah-
men im Bereich des selbstbestimmten Lebens ange-

passt worden.   
  
Gemäß Artikel 31 des Dekrets setzt die Regierung 
zur Gewährleistung des Informationsaustausches 
und der Netzwerkarbeit zwischen den beteiligten 
Dienstleistern mindestens zwei Dienstleisterkonfe-

renzen ein, wovon jeweils eine Dienstleisterkonfe-
renz aus den in Kapitel 3 Abschnitt 2 bzw. Abschnitt 

3 festgelegten Aufgabenbereichen. Zudem be-
stimmt die Regierung das Verfahren zur Einsetzung, 
die Funktionsweise und die Aufgaben der Dienstleis-
terkonferenzen.  
  

Infolgedessen wurde durch Artikel 58 des Erlasses 
der Regierung vom 21. Dezember 2023 zur Organi-
sation des Dienstes mit getrennter Geschäftsfüh-
rung „Dienststelle der Deutschsprachigen Gemein-
schaft für selbstbestimmtes Leben“ der Artikel 3 §2 
Absatz 3 des Erlasses der Regierung vom 19. Okto-
ber 2017 über die Dienstleisterkonferenzen im Be-

reich des selbstbestimmten Lebens abgeändert und 
lautet nun wie folgt:  
  
„Die Regierung bestellt die Mitglieder und die Er-
satzmitglieder aus den Vorschlagslisten der Dienst-

leister. Die Mandatsdauer beträgt fünf Jahre und ist 
erneuerbar.“  

  
Der vorliegende Erlass bestellt die Mitglieder und Er-
satzmitglieder der Dienstleisterkonferenz Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene im Bereich des selbst-
bestimmten Lebens, die ihr bisheriges Mandat auf 
Grundlage des Grundsatzes der Kontinuität des öf-

fentlichen Dienstes fortführen.   
  
Inkrafttreten  
  
Der vorliegende Erlass tritt am Tag seiner Verab-
schiedung in Kraft.  
  

3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft.  
 
TOP 18: Erlass der Regierung zur Aufhebung 
des Erlasses der Regierung zur Festlegung 

von Maßnahmen zur Vorbeugung der Ausbrei-
tung des Coronavirus (COVID-19) vom 25.Au-
gust 2022 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung verabschiedet in zweiter Lesung und 
letzter Lesung den Erlass zur Aufhebung des Erlas-
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ses der Regierung vom 25.August 2022 zur Festle-

gung von Maßnahmen zur Vorbeugung der Aus-
breitung des Coronavirus (COVID-19).   
  
Der Minister für Gesundheit und Soziales, Raum-
ordnung und Wohnungswesen wird mit der Durch-
führung des vorliegenden Beschlusses beauftragt.   

  
2. Erläuterungen:   
  
Der Erlass der Regierung zur Festlegung von Maß-
nahmen zur Vorbeugung der Ausbreitung des 
Coronavirus (COVID-19) vom 25.August 2022 bein-
haltet gegenwärtig noch zwei Kapitel und wurde er-

stellt, um die Bevölkerung vor einer Infektion mit 
dem Coronavirus und der damit verbundenen 
Symptomatik zu schützen. Im Zuge der Entwicklung 
der pandemischen Situation, mit der Verfügbarkeit 
von wirksamen Impfungen der Entwicklung, dass 

die Varianten des Virus weniger schwerwiegend ver-
liefen, konnte bereits die Verpflichtung zum Tragen 

einer Mund-Nasen Maske (vormals Kapitel 3) aus 
dem Erlass gestrichen werden.   
Gemäß der aktuellen epidemiologischen Situation 
sind nunmehr auch die Passagen in Kapitel 2, Artikel 
2 bis 4, welche die Bestimmungen bezüglich Tests 
und Isolation und die Maßnahmen nach der Rück-

kehr aus Ländern mit hohem Risiko festlegen nicht 
mehr anwendbar.  
  
Dies begründet sich auf den Beschluss der intermi-
nisteriellen Konferenz vom 17.Mai 2023, dass diag-
nostische Tests zur Feststellung des Coronavirus in 
der Allgemeinbevölkerung nicht mehr empfohlen 

werden. Dieser Beschluss wurde bekräftigt durch 
eine dringende Konsultation des Hohen Gesund-

heitsrates vom 1. Juni 2023 in dem zusätzlich keine 
Isolation von mit dem Coronavirus infizierten Perso-
nen mehr angeraten wird. Somit sind die Inhalte 
des Kapitels 2, Artikel 2 und 3 des Erlasses der Re-
gierung zur Festlegung von Maßnahmen zur Vor-

beugung der Ausbreitung des Coronavirus (COVID-
19) vom 15.August 2022 nicht mehr aktuell und 
sollten gestrichen werden.   
  
Gleichermaßen sind die Bestimmungen und Maß-
nahmen bei der Einreise nach Belgien aus einem 

Land mit einem sehr hohen Risiko, welches sich aus-
zeichnet durch das Vorhandensein einer besorgnis-
erregenden Variante, nicht mehr anwendbar.   
Die letzte besorgniserregende Variante wurde am 
12. Mai 2022 für die Varianten BA.4 und BA.5 durch 
die WHO ausgerufen. Am 3. März 2023 wurden 

diese Varianten neu klassiert und gelten nun als de-

eskaliert. Nach dem 3. März 2022 wurden keine 
neuen, besorgniserregenden Varianten mehr be-
zeichnet, was dazu geführt hat, dass jegliche Reise-
beschränkungen und Maßnahmen in ganz Europa 
am 13.Dezember 2022 beendet wurden. Es entfal-
len also auch das Testen und die Quarantäne bei der 
Rückreise aus einem anderen Land nach Belgien. 

Somit sind auch die Inhalte des Artikels 4 in ihrer 
Gesamtheit nicht mehr anwendbar und sollten ge-
strichen werden.   
  

Da der Erlass der Regierung zur Festlegung von 

Maßnahmen zur Vorbeugung der Ausbreitung des 
Coronavirus (COVID-19) vom 25.August 2022 nach 
einer Streichung des Kapitels 2 nunmehr aus den in 
Artikel 1aufgeführten Definitionen bestehen würde 
und keine gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich 
der Maßnahmen zur Vorbeugung der Ausbreitung 

des Coronavirus (COVID-19) mehr enthalten wären, 
sollte dieser Erlass in seiner Gesamtheit aufgehoben 
werden.    
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 

Gemeinschaft.   
 
TOP 19: Erlass der Regierung zur Festlegung 
des Impfschemas der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft 

 
1. Beschlussfassung:   

  
Die Regierung verabschiedet in dritter und letzter 
Lesung den Erlass zur Festlegung des Impfsche-
mas der Deutschsprachigen Gemeinschaft.  
  
Der Vize-Ministerpräsident, Minister für Gesundheit 

und Soziales, Raumordnung und Wohnungswesen 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
  
2. Erläuterungen:   
  
Laut dem Dekret vom 1. Juni 2004 zur Gesundheits-

förderung und zur medizinischen Prävention wird 
zur Umsetzung der allgemeinen Impfstrategie ein 

Impfschema durch die Regierung der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft verabschiedet.   
  
Das durch vorliegenden Erlass festgelegte Impf-
schema stützt sich auf:  

  

• den Königlichen Erlass zur Pflichtimpfung 
gegen Poliomyelitis vom 26. Oktober 1966;  

• das durch den Hohen Gesundheitsrat veröf-
fentlichte Basis Impfschema für Kinderund 
Erwachsene durch das Gutachten 9606 von 
2021  

• das Gutachten 9562 des Hohen Gesund-
heitsrates von 2022 und das Gutachten 
9746 von 2023 bezüglich Impfung gegen 
Pneumokokken für Erwachsene – Kinder 
und Jugendliche.   

• Das Gutachten des belgischen Beratenden 
Ausschusses für Bioethik, Nr. 64 vom 14. 
Dezember 2015 über die ethischen Aspekte 
von Pflichtimpfungen.  

  
Die Umsetzung der Impfstrategie und somit die An-
wendung des Impfschemas obliegt allen Dienstleis-
tern, Impfberechtigen und stationären Einrichtun-
gen wie in den Artikeln 10.1.1 und 10.1.2 des 
Dekrets vom 1. Juni 2004 definiert.  
Bis auf die Poliomyelitis-Impfung ist keine weitere, 

im Impfschema aufgenommene Impfung verpflich-
tend.   
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Das Impfschema berücksichtigt die Impfung gegen 

folgende Infektionserreger:  
   

Bei Kindern und Jugendliche von 0 – 20 Jahre:   
Poliomyelitis, Tetanus, Diphtherie, Keuchhusten, 
Haemophilus Influenza b, Hepatitis B, Pneumokok-
ken, Rotavirus, Masern, Mumps, Röteln, Meningo-
kokken AWCY, Human Papillomviren (HPV),  
  
Für Erwachsene:   

• Schwangere: zwischen der 
24. – 32. Schwangerschaftswoche: Teta-
nus, Diphtherie, Keuchhusten sowie Grippe 
Influenza zu egal welchen Zeitpunkt  

• Für Erwachsene ab 25 Jahre (alle 10 Jahre): 
Tetanus, Diphtherie, Keuchhusten  

• Ab 65 Jahre: Pneumokokken und Grippe In-
fluenza   

  
Eine wesentliche Neuerung ist die Einführung der 
Impfung gegen Meningokokken der Gruppen A, C, 
W und Y bei den Kindern im Alter von 15 Monaten 

sowie im Alter von 15 bis 16 Jahren anstelle einer 
Impfung gegen Meningokokken der Gruppe C.   
Eine weitere Anpassung betrifft die Pneumokokken-
Impfungen bei Menschen ab 65 Jahre je nach Art 
des genutzten Impfstoffs. Die Impfung muss nicht 
mehr zwangsläufig alle 5 Jahre erneuert werden.  
Die jährliche Impfung gegen Grippe Influenza wurde 

im Impfschema integriert.  
  
Bei schwangeren Frauen empfiehlt sich zwischen 
der 24. und 32. Schwangerschaftswoche eine Imp-
fung gegen Diphtherie, Keuchhusten und Tetanus. 
Unabhängig von der Schwangerschaftswoche wird 

eine Impfung gegen Grippe Influenza während der 

Grippeperiode empfohlen.   
  
In Abwesenheit inhaltlicher Bemerkungen in den 
bisherigen Gutachten erfolgten für die dritte Lesung 
keine Änderungen.   
  

3. Finanzielle Auswirkungen:  
   
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft.   
 
TOP 20: Beschluss der Regierung zur Bestäti-
gung der vom Verwaltungsrat des Belgischen 

Rundfunks vorgenommenen Offenerklärung 
von zwei Stellen im Dienstrang II.AA sowie 
Besetzung dieser Stellen durch Beförderung 

 
1. Beschlussfassung:   
  
Die Regierung genehmigt die Beschlüsse des Ver-

waltungsrates des Belgischen Rundfunks vom 5. Mai 
2024, zwei Stellen im Dienstrang II.AA für offen zu 
erklären und diese Stellen durch Beförderung zu be-
setzen.  
  
Die Ministerin für Kultur und Sport, Beschäftigung 

und Medien wird mit der Durchführung des vorlie-
genden Beschlusses beauftragt.   
  

2. Erläuterungen:   

  
In seiner Sitzung vom 5. Mai 2024 hat der Verwal-

tungsrat des Belgischen Rundfunks eine Stelle als 
Leitender Sachbearbeiter (Rang II.AA) und eine 
Stelle als Leitender Techniker (Rang II.AA) für offen 
erklärt, die durch Beförderung besetzt werden sol-
len.   
  
Die Stellen sind im Stellenplan vorgesehen und zum 

Zeitpunkt der Offenerklärung nicht besetzt.  
  
Gemäß Artikel 10 des Erlasses der Regierung 23. 
Mai 2019 zur Organisation des Belgischen Rund-
funk- und Fernsehzentrums der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft und zur Regelung der Anwerbung, der 

Laufbahn und der Besoldung der Beamten muss die 
Offenerklärung von Stellen im des Belgischen Rund-

funk von der Regierung genehmigt werden.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Die Offenerklärung der Stellen an sich hat keine fi-

nanziellen Auswirkungen.  
 
TOP 21: Genehmigung des Lastenhefts: Reno-
vierung und Neugestaltung der Innenräume 
des hinteren Gebäudeteils des Erdgeschosses 
im Arbeitsamt der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft (DgG), Standort Hütte 79, 4700 

EUPEN - Vereinfachtes Verhandlungsverfah-
ren mit vorheriger Bekanntmachung 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung genehmigt das administrative Las-
tenheft zur Renovierung und Neugestaltung der In-

nenräume des hinteren Gebäudeteils des Erdge-
schosses im Arbeitsamt der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft (DgG), Standort Hütte 79, 4700 EUPEN   
  
Die Ministerin für Kultur und Sport, Beschäftigung 
und Medien wird mit der Durchführung des vorlie-

genden Beschlusses beauftragt.  
  
2. Erläuterungen:   
  
Das vorliegende administrative Lastenheft betrifft 
die Vergabe eines Bauauftrags zur  
Renovierung und Neugestaltung der Innenräume 

des hinteren Gebäudeteils des   
Erdgeschosses im Arbeitsamt der Deutschsprachi-

gen Gemeinschaft (DgG),  
Standort Hütte 79, 4700 EUPEN im Rahmen eines 
vereinfachten Verhandlungsverfahrens mit vorheri-
ger Bekanntmachung.  
In seiner  Sitzung vom 15. Mai 2024 erteilte der 

Verwaltungsausschuss des Arbeitsamtes der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft diesbezüglich ein 
positives gleichlautendes Gutachtem. Das positive 
Gutachten des Finanzinspektors liegt ebenfalls vor 
und ist der Akte beigefügt.  
Das geplante Projekt umfasst Umbauarbeiten im 

Erdgeschoss des hinteren Gebäudeteils des Arbeits-
amtes im Quartum Center, Hütte 79, in EUPEN 
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zwecks Einrichtung von zusätzlichen Büroflächen 

und sieht folgendes vor:   
  
Gestaltung bzw. Einrichtung:  
- von 5 getrennten Büros mit insgesamt 12 Arbeits-
plätzen und Stauraum, unter Berücksichtigung der 
Möglichkeit, Personen mit eingeschränkter Mobilität 

bzw. Rollstuhlfahrer zu beraten;  
- von 2 Konferenzräumen welche jeweils Platz für 4 
Personen bieten;   
- von einer sich im Flur befindenden Druckernische, 
welche Stauraum und Platz zum Auslegen/ Ordnen/ 
Verstauen von Papier und Büromaterial bietet;   
- eines Flurbereiches, welcher Vorrichtungen bietet, 

die Flurwände als Informationsfläche und zur Bro-
schüren-Auslage zu nutzen.   
  
Der zusätzliche Raumbedarf erklärt sich durch die 
Ansiedlung von zusätzlichen Personalressourcen 

(Referat Beschäftigung der DSL, Mitarbeiter INAMI 
Projekt, Ausbilder)   

  
Der Auftrag ist in sieben nachstehend aufgeführte 
Lose unterteilt, die aufgrund der jeweiligen techni-
schen Lastenhefte einzeln vergeben werden und de-
ren Mengen bei Auftragsvergabe gegebenenfalls an-
gepasst werden können:  

  

• Los 1: Abriss und Innenschreinerei (Leicht-
bauwände, Innentüren, Decken und Raster-
decken)  

• Los 2: Anstrich, Fußleisten, Bodenbelag   

• Los 3: Verglasung   

• Los 4: Elektroarbeiten, Beleuchtung, Brand-
schutz und Alarmsysteme  

• Los 5: Belüftungs- und Heizsystem  

• Los 6: Möbelschreinerei   

• Los 7: Ausstattung und Mobiliar  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Die Gesamtkosten für den Umbau belaufen sich laut 
Schätzung der Innenarchitektin auf etwa 

246.800,00 € zuzüglich MwSt., bzw. 298.630,00 € 
inklusive MwSt.   
 
TOP 22: Kofinanzierung des regionalen An-
teils des Projektes „Collecte de données et 
gestion des flux touristiques en zone rurale“ 
der Tourismusagentur Ostbelgien im Rahmen 

des Europäischen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des ländlichen Raums für die 

Förderperiode 2023-2027 
 
1. Beschlussfassung:   
  

Die Regierung bewilligt die erforderliche regionale 
Kofinanzierung für das Projekt der Tourismusagen-
tur Ostbelgien „Collecte de données et gestion des 
flux touristiques en zone rurale“ im Rahmen der 
Intervention 372 „Kooperation im Tourismusbe-
reich“ des Strategieplans der Wallonischen Region 
für die Gemeinsame Agrarpolitik.  

  

Die Ausgaben erstrecken sich über die Jahre 2025 

bis 2028 und die maximale regionale Gesamtbetei-
ligung in Höhe von 208.805,48 € verteilt sich wie 
folgt:  
  

Gesamt-

summe  
2025  2026  2027  2028  

208.805,48 € 95.610,94 € 37.470,19 € 52.209,07 € 23.515,27 € 

Die Kofinanzierung erfolgt über OB 40 PR 17 ZW 33.26  

  
Die Ministerin für Kultur und Sport, Beschäftigung 
und Medien wird mit der Durchführung des vorlie-
genden Beschlusses beauftragt.  

  
2. Erläuterungen:   
  
2.1. Kontext  

  
Am 5. Dezember 2022 hat die Europäische Kommis-
sion den Strategieplan der Wallonischen Region für 

die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) genehmigt.   
Der Strategieplan ist ein globales Strategiedoku-
ment zur nationalen bzw. regionalen Umsetzung der 
GAP. Der Plan und seine Interventionen betreffen 
beide GAP-Säulen und greifen auf Mittel aus dem 
Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft 

(EGFL) und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) 
zurück.    
Die Genehmigung der Kommission ermöglicht die 
Kofinanzierung der darin enthaltenen Interventio-
nen für den Zeitraum 2023-2027.  
  

Als Teil der zweiten Säule der GAP unterstützt die 
Intervention 372 des Strategieplans die Kooperation 

im Tourismusbereich durch die Finanzierung von 
Projekten, die die Qualität der Infrastruktur verbes-
sern, die Qualität und Nachhaltigkeit des touristi-
schen Angebots und der Dienstleistungen erhöhen 
oder die Kompetenz der Akteure im Tourismussek-

tor erhöhen. Die Projektträger und Projekte müssen 
eine regionale Wirkungskraft haben.  
  
Ein Projektaufruf wurde zwischen dem 16. Oktober 
2023 und dem 9. Januar 2024 veröffentlicht. Insge-
samt 18 Projektskizzen wurden fristgerecht zum 9. 

Januar 2024 eingereicht.  
  
Im Rahmen der Auswahlprozedur hat der zustän-
dige Fachbereich Sport, Medien und Tourismus in 
Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Standortent-
wicklung eine Projektskizze der TAO begutachtet. 

Das Commissariat Général au Tourisme hat seiner-

seits die Projektanträge der Tourismusakteure des 
französischsprachigen Gebiets der Wallonie begut-
achtet.  
Am 12. April 2024 hat das Auswahlkomitee, den 
Empfehlungen der beiden Verwaltungen folgend, 13 
Projekte genehmigt.   
  

Gemäß dem Rahmenabkommen vom 9. Februar 
2023 zur Organisation der Förderung des Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
Ländlichen Raums (ELER) mit Bezug auf Projekte in 
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den Zuständigkeitsbereichen der Deutschsprachi-

gen Gemeinschaft ist die Deutschsprachige Gemein-
schaft für die Finanzierung des regionalen Anteils 

und auch für die Bewertung, die Fortschrittsüberwa-
chung und die Kontrolle der Projekte verantwortlich, 
die in den Zuständigkeitsbereich der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft fallen.  
  
Die Finanzierung der jeweiligen Projekte erfolgt zu 
29,66 % über die EU (ELER), zu 50,34 % über regi-

onale Mittel und zu 20% über Eigenmittel der Pro-
jektträger.  
  
Die Verwaltung und Auszahlung der EU-Mittel er-
folgt zentralisiert durch die Zahlungsstelle der Wal-
lonischen Region.  

  
2.2. Das Projekt der TAO  

  
In den letzten Jahren haben unterschiedliche Pro-
jekte den strategischen Ausbau von hochwertigen 
touristischen Rad- und Wanderangeboten ermög-
licht. Diese kommen den Erwartungen von Touris-

ten und Einheimischen auf der Suche nach Naturer-
lebnissen sehr entgegen.    
Der Naturtourismus erfreut sich einer zunehmend 
großen Nachfrage und bietet somit regionalwirt-
schaftliche Potenziale für ländliche Gebiete, steht 
aber auch vor Herausforderungen und steigenden 
(Schutz-) Anforderungen in Naturräumen. Denn 

auch grundsätzlich umweltverträgliche Arten des 
Tourismus und des Natursports können zu Belastun-
gen und Nutzungskonflikten führen.  
Um diesen Herausforderungen zu begegnen, wer-
den im Rahmen des Projektes „Collecte de données 

et gestion des flux touristiques en zone rurale“ zwei 
Ansätze verfolgt: 

  

• Zum einen soll die Nutzung von Naturräu-
men gemessen werden;  

• Zum anderen sollen Überlegungen zur lang-
fristigen Verwaltung und Pflege der Wege 
angestellt werden.  

  
Das Projekt zielt also in erster Linie darauf ab, die 

Touristenströme in den Naturräumen besser zu ken-
nen, insbesondere durch den Zulauf zu den drei 
Hauptprodukten: Stoneman, Vennbahn und 
Venntrilogie. Die Zählung und Analyse dieser Daten 
werden einen besseren Einblick in das Verhalten der 
Nutzer ermöglichen, um daraus Schlussfolgerungen 

für die Steuerung dieser Ströme zu ziehen, um den 

Druck auf die Natur zu minimieren und folglich diese 
touristischen Produkte zugunsten der Entwicklung 
eines nachhaltigen Tourismus zu optimieren.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  

Der Strategieplan für die Gemeinsame Agrarpolitik 
sieht für die Intervention 372 – Kooperation im Tou-
rismusbereich eine öffentliche Beteiligung in Höhe 
von 80% der Projektkosten vor, wovon ein Teil re-
gionale Mittel sind und der andere Teil EU-Mittel.   
Die regionale Kofinanzierung des Projektes beträgt 
208.805,48 € (50,34% des Gesamtbudgets).   

Der Betrag wird dem Haushaltsposten OB40 PR17 - 

ZW 33.26 angelastet.  
Die Mittel werden entsprechend im Haushalt 2025 

vorgesehen.   
  
Die regionale Kofinanzierung der Deutschsprachi-
gen Gemeinschaft wird dem Projektträger in vier 
jährlichen Vorschüssen ausgezahlt.    
Der jährliche Vorschussbetrag wird anhand der Fi-
nanztabelle, die Teil des Projektbogens ist, defi-

niert.  
 
TOP 23: Anerkennung von Vermittlungsdiens-
ten gemäß Artikel 22 des Dekretes über die 
bedarfsgeleitete Arbeitsvermittlung vom 22. 
Mai 2023 

 
1. Beschlussfassung:   

  
Die Regierung verabschiedet den Erlass der Regie-
rung zur Anerkennung zum 1. Juni 2024 der Öffent-
lichen Sozialhilfezentren Raeren, Lontzen, Kelmis, 
Sankt Vith, Amel, Burg-Reuland, Bütgenbach und 

Büllingen als Vermittlungsdienst gemäß des Dekrets 
vom 22. Mai 2023 über die bedarfsgeleitete Arbeits-
vermittlung.  
  
Die Ministerin für Kultur und Sport, Beschäftigung 
und Medien wird mit der Durchführung des vorlie-
genden Beschlusses beauftragt.  

  
2. Erläuterungen:   
  
Das Dekret vom 22. Mai 2023 über die bedarfsge-
leitete Arbeitsvermittlung eröffnet im Kapitel 3 den 

Öffentlichen Sozialhilfezentren (ÖSHZ) die Möglich-
keit die bedarfsgeleitete Arbeitsvermittlung an 

Stelle des Arbeitsamtes auszuüben.   
  
Die ÖSHZ haben selbst einen gesetzlichen Auftrag 
zur sozial-beruflichen Integration, der sich mit der 
Umsetzung der bedarfsgeleiteten Arbeitsvermitt-
lung des Dekrets vom 22. Mai 2024 verbinden lässt. 

Wird diese Tätigkeit im Rahmen der bedarfsgeleite-
ten Arbeitsvermittlung ausgeübt, kann ein Refe-
renzberater des ÖSHZ wie jeder Referenzberater 
des Arbeitsamtes auf die verfügbaren Instrumente 
zugreifen.  
  
Die bedarfsgeleitete Arbeitsvermittlung ist an einige 

Auflagen gebunden. So ist die Kontinuität der Be-
gleitung über einen gewissen Zeitraum auch dann 

zu gewährleisten, wenn die Person das Ersatzein-
kommen wechselt oder gar kein Ersatzeinkommen 
mehr bezieht. Zudem sind grundlegende Etappen 
der Vermittlungsarbeit einzuhalten und es muss 
eine elektronische Begleitakte angelegt werden.   

  
Anträge auf Anerkennung können zweimal pro Jahr 
eingereicht werden. Dazu muss der Antragsteller 
ein Umsetzungskonzept einreichen. Dieses Umset-
zungskonzept muss nachvollziehbar aufzeigen, dass 
die bedarfsgeleitete Arbeitsvermittlung, umgesetzt 

werden kann.   
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Die Verwaltung hat die Anträge der ÖSHZ mit den 

Anforderungen des Dekretes abgeglichen und je-
weils eine Stellungnahme verfasst.    
 
TOP 24: Erlass der Regierung zur Abänderung 
des Erlasses der Regierung vom 29. Septem-
ber 2016 zur Bestellung der Mitglieder der 

Hausunterrichtskommission 
 
1. Beschlussfassung:   
 
Die Regierung verabschiedet den Erlass zur Abän-
derung des Erlasses der Regierung vom 29. Sep-
tember 2016 zur Bestellung der Mitglieder der Hau-

sunterrichtskommission.   
 
Die Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  

 
2. Erläuterungen:   

 
Durch Artikel 93.49 §1 des Dekrets vom 31. August 
1998 über den Auftrag an die Schulträger und das 
Schulpersonal sowie über die allgemeinen pädago-
gischen und organisatorischen Bestimmungen für 
die Regel- und Förderschulen, eingefügt durch das 

Dekret vom 20. Juni 2016, wird eine Hausunter-
richtskommission geschaffen.   
 
Vor diesem Hintergrund hat die Regierung eine Hau-
sunterrichtskommission eingesetzt, die mit den An-
hörungen der Schulinspektion und der Erziehungs-
berechtigten beauftragt wird.   

 
Aufgrund personeller Veränderungen im Ministe-

rium der Deutschsprachigen Gemeinschaft ist eine 
Abänderung des Erlasses vom 29. September 2016 
zur Bestellung der Mitglieder der Hausunterrichts-
kommission notwendig.  
 

Als Vorsitzende der Hausunterrichtskommission 
wird Frau Ramona Reinertz anstelle von Frau Céline 
Nober bestellt. Als stimmberechtigtes Mitglied, das 
über Fachkenntnisse in Bezug auf die Organisation 
des Unterrichtswesens verfügt, wird Frau Annick En-
gels anstelle von Frau Catherine Reinertz bestellt.  

 
Als Sekretärin der Hausunterrichtskommission wird 
Frau Céline Nober anstelle von Frau Martina Jacobs“ 
bestellt. Als stellvertretende Sekretärin wird Frau 
Martina Jacobs anstelle von Frau Anne-Sophie Wil-
lems bestellt.  

 

3. Finanzielle Auswirkungen:  
 
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft.  
 
TOP 25: Erlass der Regierung über den Nach-
teilsausgleich und den Notenschutz in der 

mittelständischen Ausbildung 
 
 
 
 

1. Beschlussfassung:   

 
Die Regierung verabschiedet in vierter und letzter 
Lesung den Erlass der Regierung über den Nachteil-
sausgleich und den Notenschutz in der mittelständi-
schen Ausbildung.  
 

Die Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.   
 
2. Erläuterungen:   
 
Am 18. Oktober 2023 verabschiedete die Regierung 

den Vorentwurf eines Erlasses der Regierung über 
den Nachteilsausgleich und den Notenschutz in der 
mittelständischen Ausbildung in dritter Lesung.  
 
In seinem Gutachten Nr. 71.442/2 vom 1. Juni 2022 

hielt der Staatsrat fest, dass der neue Vorentwurf 
ihm erneut vorgelegt werden muss. Daraufhin be-

schloss die Regierung, in Anwendung von Artikel 84 
§1 Absatz 1 Nummer 2 der koordinierten Gesetze 
über den Staatsrat vom 12. Januar 1973 ein Gut-
achten in 30-Tage-Frist zu beantragen.  
 
Alle Bemerkungen aus dem Staatsratsgutachten Nr. 

74.772/2 vom 24. November 2023 wurden in den 
Regierungserlass eingepflegt.  
 
Hinzu wurde die vom Staatsrat geforderte Erweite-
rung der Aufgaben des Förderausschusses durch die 
Verabschiedung des Dekrets vom 8. Mai 2024 über 
Maßnahmen im Unterrichtswesen und im Senioren-

bereich 2024 erzielt, damit dieser Ausschuss sich 
ebenfalls mit Einsprüchen gegen Entscheidungen 

über die Nachteilsausgleichsmaßnahmen oder den 
Notenschutz und gegen Entscheidungen über die 
Verlängerung dieser Maßnahmen in Bezug auf mit-
telständische Auszubildende mit besonderem För-
derbedarf befassen kann.  

 
Der Regierungserlass tritt ab dem Ausbildungsjahr 
2024-2025 in Kraft.  
 
3. Finanzielle Auswirkungen:  
 

Es entstehen keine direkten Kosten für die Deutsch-
sprachige Gemeinschaft.   
 
TOP 26: Konvention zur Organisation einer 
Mini-Kinderkrippe zwischen der Regierung 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft und der 

VoG Bambuschkitz 

 
1. Beschlussfassung:   
 
Die Regierung genehmigt die Konvention zur Orga-
nisation einer Mini-Kinderkrippe zwischen der Re-
gierung der Deutschsprachigen Gemeinschaft und 
der VoG Bambuschkitz.  

 
Die Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
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2. Erläuterungen:   

 
Ab dem 1. September 2024 soll die gemeindliche 

VoG Bambuschkitz (nachfolgend „Dienstleister“ ge-
nannt) als Mini-Kinderkrippe anerkannt und bezu-
schusst werden. Damit wird in der Gemeinde Amel 
ein neues Betreuungsangebot geschaffen, um auf 
den lokalen Betreuungsbedarf zu reagieren.   
  

a. Anerkennung  

  
Nummer 5 – Das Verfahren zu der Erteilung, der 
Aussetzung sowie dem Entzug der Anerkennung ist 
an das Verfahren gemäß Artikel 37-57 des Erlasses 
der Regierung vom 22. Mai 2014 über die Dienste 
und andere Formen der Kinderbetreuung (nachfol-

gend „Erlass Dienste“ genannt) angeglichen.  
  

Der Dienstleister erhält die (vorläufige) Anerken-
nung durch die Ministerin nach erfolgreichem 
Durchlaufen des in der Konvention festgelegten An-
erkennunsgverfahrens.  
  

b. Nutznießer  
  
Nummer 6 – Zur Bearbeitung der Betreuungsanfra-
gen nutzt der Dienstleister das Onlineportal 
www.meinekinderbetreuung.be. Dies gewährleistet 
u.a., dass die Priorisierungskriterien des Erlasses 
Dienste respektiert werden. Des Weiteren ist der 

Dienstleister verpflichetet, die Kostenbeteiligung 
der Erziehungsberechtigten gemäß dem Erlass 
Dienste anzuwenden.  
  

c. Personalkader  

  
Nummer 7 - Der Dienstleister sorgt für die Präsenz 

einer ausreichenden Anzahl Kinderbetreuer sowie 
sozial-pädagogisches Fachpersonal. Die Personen 
verfügen über die per Konvention festgelegten Qua-
lifikationen/Diplome, die Zugang zu der Funktion als 
Kinderbetreuer bzw. sozial-pädagogische Fachkraft 
geben.  

  
Der Dienstleister gewährleistet die in Artikel 7 Ab-
satz 1 des Dekrets vom 31. März 2014 über die Kin-
derbetreuung festgelegten personenbezogenen 
Bestimmungen und sorgt dafür, dass für die in Arti-
kel 7 Absatz 1 des Dekrets erwähnten Personen, die 
von ihm beauftragt wurden, vor Beginn ihrer Tätig-

keit die dort erwähnten Unterlagen vorliegen.  
  

Die Angaben bezüglich des Personals werden im 
NKS Personalkataster angegeben. Die entsprechen-
den Dokumente sind vom Dienstleister auf den NKS 
SharePoint hochzuladen.  
  

d. Qualitative und quantitative Vorgaben  
  
Nummer 8 und Nummer 9 - Der Dienstleister bietet 
Kinderbetreuung in der Gemeinde Amel in den 
Räumlichkeiten, gelegen Zum Bambusch 20, 4770 
Amel, an.  

  
Der Dienstleister gewährleistet die Betreuung von 
Kleinkindern mindestens von montags bis freitags 

während zehn Stunden pro Tag und an 220 Arbeits-

tagen pro Kalenderjahr.   
  

Mini-Kinderkrippen weisen eine Aufnahmekapazität 
von mindestens 13 und höchstens 17 Betreuungs-
plätzen auf. Die Mindestfläche beträgt pro Betreu-
ungsplatz 6 m2 für den Spiel- und Essbereich sowie 
2 m2 für den Schlaf- und Erholungsbereich.  
Unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehen-
den Fläche kann dem Dienstleister insgesamt eine 

Aufnahmekapazität von höchstens 17 Betreuungs-
plätzen genehmigt werden. Die Ministerin legt die 
tatsächliche Aufnahmekapazität (Anzahl Betreu-
ungsplätze) sowie die Höchstanzahl der Kinder, die 
gleichzeitig betreut werden dürfen, im Rahmen des 
Anerkennunsgverfahrens fest.  

  
Um bezuschusst zu werden, liegt die Mindestauslas-

tung während der 220 festgelegten Öffnungstage 
durchschnittlich bei 70 %.  
Nach der Eröffnung beginnt eine dreijährige Start-
phase für die Berechnung der durchschnittlichen 
Mindestauslastung. Im ersten Kalenderjahr nach 

der Öffnung muss die durchschnittliche Auslastung 
zwischen 30 % und 50 % liegen. Im zweiten Kalen-
derjahr kann sie zwischen 50 % und 70 % liegen. 
Im dritten Kalenderjahr dieser Startphase ist eine 
durchschnittliche Auslastung von 70 % zu errei-
chen.  
  

Der Dienstleister berücksichtigt die Vorgaben zu 
u.a. dem Betreungskonzept, der Hausordnung, der 
Gesundheit der Kinder, den Versicherungen, dem 
Berichtwesen und dem Brandschutz.  
  

e. Beschaffenheit der Räumlichkeiten  
  

Nummer 10 - Für die Beschaffenheit der Räumlich-
keiten gelten die Bestimmungen der Artikel 19 bis 
22 des Erlasses Dienste sowie die anwendbaren 
Bestimmungen des Ministeriellen Erlasses vom 8. 
März 2017 zur Festlegung der bei der sicheren Ge-
staltung der Räumlichkeiten der Kleinkindbetreuung 

anwendbaren Richtlinien. Darüber hinaus gelten die 
in Nummer 10.1.2. aufgeführten Bestimmungen.  
  

f. Finanzen  
  
Nummer 11 - Der Dienstleister hat für jeden Betreu-
ungsplatz pro Jahr Anrecht auf einen Zuschuss in 

Höhe von höchstens 7.353,30 € (Basissumme). Der 
Dienstleitster muss die Kosten belegen. Als an-

nehmbare Kosten gelten Personal-, Funktions-, 
Weiterbildungs-, Mietkosten, etc., wie in Nummer 
11.3. der Konvention definiert.  
  
Nimmt der Dienstleister seine Tätigkeit im Verlauf 

des Jahres auf, wird der Zuschuss anteilig für die 
Monate ab Erhalt der (vorläufigen) Anerkennung ge-
währt. Der Zuschussbetrag wird proportional zur 
Anzahl Monate berechnet.  
  
Der Zuschuss ist an die Indexierung der Gehälter 

des öffentlichen Dienstes der Deutschsprachigen 
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Gemeinschaft mit dem Angelindex 138,01 gebun-

den. Eine etwaige Nachzahlung infolge von In-
dexanpassungen wird einmal jährlich ausgezahlt.  
  
Der Zuschuss wird gemäß Artikel 104 des Dekretes 
vom 25. Mai 2009 über die Haushaltsordnung der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft im Rahmen der 

verfügbaren Haushaltsmittel in monatlichen Zwölf-
teln ausgezahlt.  
  
Sollten die effektiven annehmbaren Kosten den o. 
e. jährlichen Gesamtbetrag nicht erreichen, wird 
dieser Betrag nach Mitteilung durch den zuständi-
gen Fachbereich von dem Dienstleister zurückgefor-

dert. Die Ministerin kann auf Grundlage eines ent-
sprechend begründeten Antrages des Dienstleisters 
entscheiden, von der Rückforderung abzusehen.   
  
In Ergänzung zu diesem Zuschuss wird dem Dienst-

leister im Rahmen einer vorzeitigen Personalbezu-
schussung ein Zuschuss zur Übernahme der tat-

sächlichen und belegbaren Personalkosten, die be-
reits vor Erhalt der vorläufigen Anerkennung anfal-
len, gewährt, wie in Nummer 11.4. der Konvention 
definiert. Diese vorzeitige Personalbezuschussung 
ist dadurch begründet, dass das Personal vor der 
Inbetriebnahme des Dienstleisters umfangreiche 

Vorbereitungen zum Start des Dienstleisters vor-
nehmen muss.  
  

g. Bewertung der Umsetzung der Konvention  
  
Nummer 11 und 12 – Der Dienstleitser reicht bis 
zum 1. Juni eines jeden Jahres einen Tätigkeitsbe-

richt ein. Darüber hinaus findet mindestens einmal 
pro Jahr ein Begleitausschuss statt. Des Weiteren 

reicht der Dienstleister bis zum 1. Juni eines jeden 
Jahres eine Ergebnisrechnung und eine Bilanz des 
vergangenen Kalenderjahres sowie eine Haushalts-
planung für das folgende Kalenderjahr ein.  
  

h. Verwaltungsrat und Generalversammlung  
  
Nummer 13 - Die Regierung bestellt einen Vertreter 
als Beobachter, der an den Sitzungen des Verwal-
tungsrates und der Generalversammlung teil-
nimmt.  

i. Schlussbestimmungen  
  
Nummer 17 – Die vorliegende Konvention wird für 
einen befristeten Zeitraum abgeschlossen. Sie tritt 
am 1. September 2024 in Kraft und läuft am 31. 
Dezember 2026 aus.  

  

Die (vorläufige) Anerkennung kann frühestens zum 
1. September 2024 erteilt werden und ist gültig für 
den Zeitraum der Konvention.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Der Dienstleister hat für jeden im Rahmen der Auf-

nahmekapazität genehmigten Betreuungsplatz pro 
Jahr Anrecht auf einen Zuschuss für annehmbare 
und belegbare Kosten in Höhe von höchstens 
7.353,30 € (Basissumme).  
  

Die Anerkennung als Mini-Kinderkrippe soll zum 1. 

September 2024 erteilt werden.   
  
Die angefragte Aufnahmekapazität beträgt 17 Be-
treuungsplätze.  
  
Infolgedessen hat der Dienstleister für für den Zeit-

raum September bis Dezember 2024 Anrecht auf ei-
nen Zuschuss in Höhe von 86.700,06 €:  
- 7.353,30 € x 2,0807 (Index ab 01.06.2024) = 
15.300,01 € pro Platz pro Jahr  
- 15.300,01 € x 17 Plätze = 260.100,17 € für das 
gesamte Jahr 2024  
- (260.100,17 : 12) x 4 = 86.700,06 €   

  
Hinzu kommen die im Rahmen der vorzeitigen Per-
sonalbezuschussung gewährten Mittel, insgesamt 
gemäß Schätzung circa. 65.000 €:  
- 0,50 Vollzeitäquivalent sozial-pädagogische Fach-

kraft, frühestens zwölf Monate vor Betreuungsstart: 
circa 36.000 € (Barema 13 mit 10 bzw. 11 Dienst-

jahren);  
- 0,2 Vollzeitäquivalent Kinderbetreuer pro geneh-
migten Betreuungsplatz, frühestens einen Monat 
vor Betreuungsstart: circa 13.000 € (Barema 8, 3 
VZÄ mit je 10 Dienstjahren);  
- 0,50 Vollzeitäquivalent Sachbearbeiter, frühestens 

sechs Monate vor Betreuungsstart (wird nach aktu-
ellem Stand nicht in Anspruch genommen): circa 
16.000 € (Barema 5 mit 10 Dienstjahren).  
  
Diese Mittel stehen im Ursprungshaushalt 2024 im 
Organisationsbereich 50, Programm 23, Zuweisung 
33.00 zur Verfügung.  

  
Etwaiger Mehrbedarf infolge von weiteren Indexan-

passungen o. Ä. in 2024 müsste ggf. im Rahmen 
einer Hausaltsanpassung vorgesehen werden. Der 
indexierte Zuschussbetrag würde sich bei einer wei-
teren Indexanpassung auf 15.606 € pro Platz pro 
Jahr erhöhen.  

  
Für die Jahre 2025 und 2026 würden bei weiterhin 
17 Betreuungsplätzen und unter Berücksichtigung 
von zwei Indexanpassungen jeweils Mittel in Höhe 
von 265.302 €, d.h. insgesamt 530.604 € benötigt. 
Darüber hinaus wären weitere Indexanpassungen 

ebenfalls zu berücksichtigen.  
 
TOP 27: Genehmigung eines Lastenhefts zur 
Vergabe eines Dienstleistungsauftrags im Be-
reich der Schülerbeförderung: Rundfahrt 
4702 

 

1. Beschlussfassung:  
  
Die Regierung genehmigt das Lastenheft zur 
Vergabe eines Dienstleistungsauftrags im Bereich 
der Schülerbeförderung für die Rundfahrt 4702.  
  
Die Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung 

wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
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2. Erläuterungen:  

  
Gemäß Artikel 24 des Dekrets vom 31. August 1998 

über den Auftrag an die Schulträger und das Schul-
personal sowie über die allgemeinen pädagogischen 
und organisatorischen Bestimmungen für die Regel- 
und Förderschulen haben Kinder, die das Alter von 
zwölf Jahren noch nicht erreicht haben, einen An-
spruch auf kostenlose Schülerbeförderung zur 
nächstgelegenen Schule ihrer freien Wahl, wenn die 

Distanz zwischen Wohnort und Schule eine festge-
legte Kilometerzahl überschreitet.  
  
Der vorliegende Auftrag betrifft die Beförderung von 
Regelgrundschülern zur Paul-Gérardy-Schule in 
Burg-Reuland und zurück. Die Fahrten werden von 

montags bis freitags an Schultagen zu festen Uhr-
zeiten und verbindlicher Streckenführung ausge-

führt.   
  
Die Rundfahrt 4702 wurde bereits 2023 öffentlich 
ausgeschrieben. Der Auftrag konnte jedoch aus 
Mangel an eingereichten Angeboten nicht vergeben 

werden. Im Schuljahr 2023-2024 wurde die Rund-
fahrt 4702 mit der Rundfahrt 4704 kombiniert. Da 
diese Übergangslösung in der Praxis zu Problemen 
geführt hat, wird die Rundfahrt 4702 erneut ausge-
schrieben. Der Auftrag beginnt ab dem 1. Septem-
ber 2024 und endet spätestens am Ende des Schul-
jahres 2026-2027.   

  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Die durchschnittliche Kilometeranzahl pro Tag be-
trägt 79,1 km (siehe Punkt 7.1 des Lastenhefts). 

Der Kilometerpreis liegt zwischen 3,0370€ und 
3,7963€.  

  
Die Schulen sind durchschnittlich an 181 Tagen pro 
Schuljahr geöffnet (siehe Artikel 57 des Dekrets 
vom 31. August 1998 über den Auftrag an die 
Schulträger und das Schulpersonal sowie über die 
allgemeinen pädagogischen und organisatorischen 

Bestimmungen für die Regel- und Förderschulen). 
Die Auftragsdauer beträgt drei Schuljahre (siehe 
Punkt 8.1 des Lastenhefts). Der Kilometerpreis wird 
jährlich nach der Tabelle der FBAA, CFA – Conseil 
francophone des exploitants d’autobus et d’autocars 
et des organisateurs de voyages – tarif scolaire an-
gepasst. Außerdem könnte eine eventuelle Erhö-

hung der Aufnahmekapazität des Fahrzeuges sowie 
der gefahrenen Kilometerzahl pro Tag zu einer 

Preiserhöhung führen. Die jährliche Preiserhöhung 
wird auf 1,5% geschätzt.  
  
Der geschätzte maximale Gesamtauftragswert in-
klusive 6% Mehrwertsteuer beträgt somit 

175.444,94 EUR.   
  
Aufgrund der bereits erwähnten Möglichkeit, dass 
die Streckenführung und Kilometeranzahl während 
der Auftragsausführung sich deutlich verändern 
können, ist folglich auch mit einer Veränderung der 

finanziellen Auswirkungen zu rechnen.   
  

 
 

TOP 29: Erlass der Regierung zur Abänderung 
des Erlasses der Regierung vom 29. Oktober 
2020 zur Bestellung der Mitglieder des Bei-
rats des Zentrums für Förderpädagogik 

 
1. Beschlussfassung:   
 
Die Regierung verabschiedet den Erlass zur Abän-
derung des Erlasses der Regierung vom 29. Oktober 
2020 zur Bestellung der Mitglieder des Beirats des 
Zentrums für Förderpädagogik.  

 
Die Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung 

wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt. 
 
2. Erläuterungen:   

 
In Ausführung des Dekretes vom 11. Mai 2009 über 
das Zentrum für Förderpädagogik, zur Verbesse-
rung der sonderpädagogischen Förderung in den 
Regel- und Förderschulen sowie zur Unterstützung 
der Förderung von Schülern mit Beeinträchtigung, 
Anpassungs- oder Lernschwierigkeiten in den Re-

gel- und Förderschulen werden die Regierung und 
die Direktion des Zentrums für Förderpädagogik in 
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allen allgemeinen Fragen der Förderung und insbe-

sondere der sonderpädagogischen Förderung in der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft durch einen Bei-
rat beraten.   
 
Die 17 Mitglieder des Beirates und deren Vertreter 
werden von der Regierung für eine Dauer von fünf 

Jahren bezeichnet. In einigen Instanzen wurden die 
Stellen neu besetzt, daher werden folgende Ände-
rungen vorgenommen:  
 

• Das bisherige Mitglied der für das Unter-
richtswesen zuständigen Abteilung des Mi-
nisteriums der Deutschsprachigen Gemein-
schaft, Frau Geneviève Simonis-Pelzer, wird 
durch Frau Doris Falkenberg ersetzt.   

• Das bisherige Mitglied der für das Sozialwe-
sen zuständigen Abteilung des Ministeriums 

der Deutschsprachigen Gemeinschaft, Frau 
Christine Quoilin, wird durch Herrn Joel 
Arens, das bisherige Ersatzmitglied, er-
setzt.   

Seinen Platz als Ersatzmitglied nimmt Frau 
Noemie Pfeiffer ein.   

• Das bisherige Mitglied als Vertreter des 
Zentrums für die gesunde Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen, Herr Fabio Lesu-
isse, wird durch Herrn Manfred Kohnen er-
setzt.   

 
3. Finanzielle Auswirkungen:  
 
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 

Gemeinschaft.  
 
TOP 30: Vorentwurf eines Erlasses der Regie-

rung zur Abänderung des Erlasses der Regie-
rung vom 14. März 2013 über das Eignungs-
feststellungsverfahren im Rahmen des Be-
zeichnungsverfahrens zum Schulinspektor, 

Schulentwicklungsberater und Referent für 
Inklusion und Integration 
 
1. Beschlussfassung:   
 
Die Regierung verabschiedet in erster Lesung den 

Vorentwurf eines Erlasses zur Abänderung des Er-
lasses der Regierung vom 14. März 2013 über das 
Eignungsfeststellungsverfahren im Rahmen des Be-
zeichnungsverfahrens zum Schulinspektor, Schul-
entwicklungsberater und Referent für Inklusion und 
Integration.  
 

Die Regierung beschließt den Vorentwurf dem Sek-
torenausschuss XIX der Deutschsprachigen Ge-
meinschaft sowie dem Unterausschuss für Lokal- 
und Provinzialbehörden zwecks Verhandlung vorzu-
legen.  
 
Die Ministerin für Bildung, Forschung und Erziehung 

wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-
schlusses beauftragt.  
 
2. Erläuterungen:   
 

Das Dekret vom 25. Juni 2012 über die Schulinspek-

tion, die Schulentwicklungsberatung und die Schul-
beratung für Inklusion und Integration regelt unter 
anderem das Verfahren zur Anwerbung von Schul-
inspektoren, Schulentwicklungsberatern und Refe-
renten für Inklusion und Integration. Im Rahmen 
dieses Rekrutierungsverfahrens müssen sich die Be-

werber einem Eignungsfeststellungsverfahren un-
terziehen. Das Eignungsfeststellungsverfahren be-
steht aus mindestens vier der nachfolgenden Übun-
gen:  
  

• Interview  

• Zweiergespräch (Beratung, Beurteilung)  

• Konfliktgespräch  

• Postkorb  

• Präsentation  

• Gruppendiskussion  

• Fallstudie  
  
Anhand dieser Übungen prüft eine unabhängige 
Kommission die Eignung der Teilnehmer im Hinblick 
auf die im Erlass der Regierung vom 14. März 2013 

über das Eignungsfeststellungsverfahren im Rah-
men des Bezeichnungsverfahrens zum Schulinspek-
tor, Schulentwicklungsberater und Referent für In-
klusion und Integration definierten Anforderungsdi-
mensionen. Die Teilnehmer haben das Eignungs-
feststellungsverfahren bestanden, wenn die ab-
schließende Gesamtbewertung allen Mindestanfor-

derungen für das Amt, für das sie sich beworben 
haben, entspricht.  
   
Durch vorliegenden Erlass werden die für das Amt 
des Schulinspektors, des Schulentwicklungsbera-

ters und des Referenten für Inklusion und Integra-

tion gültigen Anforderungsdimensionen passge-
nauer formuliert. Dabei wird sichergestellt, dass die 
Anforderungen derart definiert sind, dass sie an-
hand der Übungen, die im Rahmen des Eignungs-
feststellungsverfahrens durchgeführt werden, auch 
tatsächlich überprüft werden können. Diese Anpas-
sung erfordert eine Abänderung der Anhänge 1 bis 

4 des hierüber angeführten Erlasses der Regierung 
vom 14. März 2013.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft.  

 
TOP 32: Genehmigung des Kooperationsab-

kommens bezüglich der Ausführung des Ko-
operationsabkommens vom 30. Januar 2019 
zwischen dem Föderalstaat, den Gemein-
schaften und den Regionen über die Präven-

tion und das Management der Einbringung 
und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Ar-
ten, und die Festlegung der Modalitäten von 
der Zusammenarbeit zwischen der belgischen 
Biodiversitätsplattform und dem Nationalen 
Wissenschaftlichen Sekretariat für invasive 
gebietsfremde Arten 
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1. Beschlussfassung:   

  
Die Regierung genehmigt das Kooperationsabkom-

men bezüglich der Ausführung des Kooperations-
abkommens vom 30. Januar 2019 zwischen dem 
Föderalstaat, den Gemeinschaften und den Regio-
nen über die Prävention und das Management der 
Einbringung und Ausbreitung invasiver gebiets-
fremder Arten, und die Festlegung der Modalitäten 
von der Zusammenarbeit zwischen der belgischen 

Biodiversitätsplattform und dem Nationalen Wis-
senschaftlichen Sekretariat für invasive gebiets-
fremde Arten. 
 
Der Minister für Bildung, Forschung und Erziehung 
wird mit der Durchführung des vorliegenden Be-

schlusses beauftragt.  
  

2. Erläuterungen:   
  
Die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2014 über die Prävention und das Management der 

Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfrem-
der Arten wurde am 29. September 2014 verab-
schiedet und am 4. November 2014 im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht. Sie trat am 
1. Januar 2015 in Kraft. Die Interministerielle Kon-
ferenz Umwelt (IKU) vom 4. Februar 2015 stimmte 
der Ausarbeitung eines Kooperationsabkommens 

zu, um die Verordnung auf belgischer Ebene einheit-
lich umzusetzen. Das Kooperationsabkommen vom 
30. Januar 2019 zwischen dem Föderalstaat, den 
Gemeinschaften und den Regionen über die Präven-
tion und das Management der Einbringung und Aus-

breitung invasiver gebietsfremder Arten wurde am 
16. Juli 2020 im Belgischen Staatsblatt veröffent-

licht und trat am 26. Juli 2020 in Kraft. Es sieht ge-
mäß dem Gesetz über institutionelle Reformen die 
Einführung von vier obligatorischen Ausführungsko-
operationsabkommen vor. Das vorliegende Koope-
rationsabkommen zur Ausführung des Kooperati-
onsabkommens vom 30. Januar 2019 befasst sich 

mit der in Artikel 23 des Kooperationsabkommens 
vorgesehenen Festlegung der Modalitäten des Ver-
fahrens für die Zusammenarbeit zwischen der bel-
gischen Biodiversitätsplattform und dem Nationalen 
Wissenschaftlichen Sekretariat für invasive gebiets-
fremde Arten bei der Umsetzung ihrer jeweiligen 
wissenschaftlichen Aufgaben.  

  
Die Interministerielle Konferenz Umwelt hat am 24. 

September 2020 die vier Kooperationsabkommen 
zur Ausführung des Kooperationsabkommens vom 
30. Januar 2019 verabschiedet.  
  
Gemäß Artikel 92bis §1 Absatz 3 des Sondergeset-

zes vom 8. August 1980 über institutionelle Refor-
men sind die Kooperationsabkommen zur Ausfüh-
rung eines Kooperationsabkommens wirksam, ohne 
dass eine Genehmigung durch Gesetz oder Dekret 
erforderlich ist. Das vorliegende Kooperationsab-
kommen zur Ausführung eines Kooperationsabkom-

mens muss daher nicht per Dekret gebilligt werden. 
Auch die Begutachtung der Gesetzgebungsabteilung 

des Staatsrats ist nicht erforderlich.   

  
Das Abkommen tritt am Tag nach der Veröffentli-

chung im Belgischen Staatsblatt in Kraft und wird 
auf unbestimmte Dauer geschlossen.  
  
3. Finanzielle Auswirkungen:  
  
Es entstehen keine Kosten für die Deutschsprachige 
Gemeinschaft.  

 
 

 
 

 

Föderalregierung 
 

 

Mitteilung vom 11.06.2024 

 
Adjudication OLO du 17 juin 2024 

 
L'Agence fédérale de la Dette communique que les 
2 lignes d'OLO suivantes seront adjugées le lundi 
17 juin 2024 : 
 
1. 

Dénomination : OLO 2.70%  22/10/2029 
Code ISIN : BE0000362716 
Numéro OLO : OLO 102 
Encours : EUR 7 000 000 000.00 
 
2. 
Dénomination : OLO 2.85%  22/10/2034 

Code ISIN : BE0000360694 

Numéro OLO : OLO 100 
Encours : EUR 10 807 000 000.00 
 
La date de paiement est fixée au 19 juin 2024. Le 
vendredi 14 juin dans la matinée, l'Agence fédérale 
de la Dette annoncera la fourchette du montant à 

adjuger. 

 
Résultats de l'adjudication de certificats de 
Trésorerie du 11 juin 2024 

 
L'Agence fédérale de la Dette communique qu'elle 
a accepté les offres à l'adjudication de certificats 
de Trésorerie de ce jour pour un montant total de 
EUR 1.255 milliard. 
 
ISIN Code : BE0312800726 - 08/05/2025 

Montant accepté (EUR milliards) : 1.255 
Rend. moyen pondéré: 3.510% 
Bid-to-cover ratio : 2.06 
 
Pour plus de détails, voir les pages Refinitiv 
BELG/TC ou Bloomberg BEDA - TC Auctions - Re-
sults. 

 
Mitteilung vom 05.06.2024 

 
Cancer du sein chez les hommes : le refus de 
remboursement des médicaments pour les 
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hommes est une discrimination 

 
Bruxelles, le 5 juin 2024 - Les tribunaux du 
travail d’Anvers et de Hainaut ont tous deux 
considéré à quelques semaines d’intervalle que 
le refus de rembourser un médicament aux 
hommes atteints d’un cancer du sein consti-

tuait une discrimination fondée sur le sexe. 
L’Institut pour l’égalité des femmes et des 
hommes se réjouit de ces deux jugements 
mais plaide plus largement pour l’élimination 
de toute discrimination fondée sur le sexe ou le 
genre dans l’accès aux médicaments. Ces déci-
sions de justice n’offrent en effet pas de solu-

tion pour les médicaments qui seront dévelop-
pés dans le futur et dont le remboursement se-
rait limité à un sexe. 
 

 
 

 

Belgische Nationalbank 
 

 
Das Wirtschaftswachstum bleibt relativ stabil, 
während die Inflation wieder sinken dürfte 

 
Nach den gesamtwirtschaftlichen Projektionen der 
Nationalbank bleibt das belgische Wachstum relativ 
konstant. Die Inlandsnachfrage schwächt sich ab, 
aber die Nettoexporte belasten das Wachstum all-
mählich weniger. Die Inflation dürfte wieder zu-

rückgehen. Der Arbeitsmarkt hat sich etwas 
schneller abgeschwächt als erwartet, wird sich 
aber voraussichtlich allmählich erholen. 
… weiter lesen 

 
Wer finanziert wen? 
 

Im neuen BNB-Blog stellen die BNB-Statistiker 
Martine Druant und Luc Monseu anhand einer Mat-
rix die Geldströme zwischen den Wirtschaftssekto-
ren für das Jahr 2023 dar. So haben die Haushalte 
22 Milliarden Euro von den Banken zum Staat ver-
schoben: der Effekt der Staatsanleihe. 
… weiter lesen 

 
Geldpolitische Beschlüsse 
 
Der EZB-Rat hat am 6. Juni beschlossen, die drei 
Leitzinssätze der EZB um jeweils 25 Basispunkte 
zu senken. … weiter lesen 

 

Die Belgische Wirtschaft wird im zweiten 
Quartal 2024 voraussichtlich um 0,4% wach-
sen 
 
Lesen Sie mehr darüber im neuen Business Cycle 
Monitor. … weiter lesen  

 
 

 
 
 

 

Vlaamse Regering 
 

 
Ministerraad via elektronische procedure 
van 11 juni 2024 

 

• GRUP ‘Leidingstraat Glabbeek-Halen’ 
 
Ministerraad - Plan Vlaamse Veerkracht 

van 07 juni 2024 
 

• Plan Vlaamse Veerkracht: verlenging realisatie-
termijn hefboomrelanceprojecten recreatief en 

sportief fietsen en bierbeleving, Vlaamse Mees-
ters, natuur en culinaire belevingen 

• Plan Vlaamse Veerkracht: bijkomende investe-
ringssubsidie Algemene Dienst voor Jeugdtoe-

risme vzw voor renovatie de Hoge Rielen 
 
Ministerraad van 07 juni 2024 

 

• Addendum samenwerkingsovereenkomst De-
partement Zorg en Digitaal Vlaanderen voor 
doorontwikkeling Alivia 

• Uitvoeringsbesluit Programmadecreet bij begro-
ting 2024: regels toekenning subsidies uit de 
winst van de Nationale Loterij 

• Voorbereiding, organisatie en activatie EK run-
ning 2025 in Leuven en Brussel: projectsubsidie 
Golazo Sports en Atletiek Vlaanderen 

• Uitvoering decreet vastgoedinformatieplatform 

• Samenwerkingsakkoord Europese Diensten-

richtlijn 

• Raadgevend Comité bij het Agentschap Op-
groeien regie: vervanging leden 

• Actualisering erkenningsvoorwaarden ventilatie 
woonzorgcentra en centra voor kortverblijf type 
1 

• Vergoedingen voor multidisciplinaire teams: wij-
zigingsbesluit 

• Uitvoering VIA-6: budget kwaliteits- en koop-
krachtmaatregelen bepaalde zorgvoorzieningen 

• Woonzorgcentra en centra voor kortverblijf: 
subsidie voor inschakeling jobstudenten 

• Herverdeling provisioneel krediet versterking 
ouderenzorg 

• Covid-19 Herfstvaccinatiecampagne 2024 

• KULeuven en UGent: subsidie Academische 
Werkplaats Autisme 3.0 

• Opleggen specifieke boekhoudkundige rapporte-
ringsverplichtingen woonzorgcentra en centra 
voor kortverblijf 

• Gewijzigd auditcharter van het Auditcomité van 
het Vlaams Agentschap voor de uitbetaling van 
toelagen in het kader van het gezinsbeleid 
(VUTG) 

https://www.nbb.be/fr/articles/projections-economiques-pour-la-belgique-printemps-2024-0
https://www.nbb.be/fr/blog/qui-finance-qui-la-decouverte-de-la-matrice-belge
https://www.nbb.be/de/geldpolitische-beschlusse-juni-2024
https://www.nbb.be/fr/articles/business-cycle-monitor-juin-2024
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• Kleuteropvang: wijziging besluiten rond opvra-

gen uittreksel strafregister personeel 

• Samenwerkingsakkoord gezinsbijslagen deelen-
titeiten 

• Wijziging programmatiebesluit woonzorgvoor-
zieningen en verenigingen voor mantelzorgers 
en gebruikers: rol en vergoeding coördinerend 
en raadgevend arts 

• Financiering bepaalde zorgvoorzieningen in de 
Vlaamse sociale bescherming (VSB) en sociale 
akkoorden: wijzigingsbesluit 

• Subsidiabele uren gezinszorg en uren schoon-
maakhulp, karweihulp of oppashulp voor de 
diensten voor gezinszorg 2024, en subsidie 
brandstofkosten 

• Dagprijsprocedure woonzorgvoorzieningen 

• Centra voor herstelverblijf en centra voor kort-
verblijf type 3: wijzigingsbesluit betoelaging in-
frastructuurwerken door Vlaams Infrastructuur-

fonds voor Persoonsgebonden Aangelegenheden 
(VIPA) 

• Subsidie begeleiding, ondersteuning en uitvoe-
ring traject intersectorale langdurige zorg 

• Overeenkomst implementatie interfederale pro-
gramma: ‘Zorg en ondersteuning voor zwan-
gere vrouwen, hun kinderen en hun gezin tij-
dens de eerste 1000 dagen’ 

• Subsidiëring organisaties die ondersteuningstra-
jecten organiseren voor personen met toewij-
zing van persoonsvolgend budget in prioritei-
tengroep 3 

• Subsidies pilootprojecten zorg en ondersteuning 
op lokaal niveau 

• Subsidies pilootprojecten vroegdiagnostiek 

• Samenwerkingsovereenkomst Vlaams Pensioen-
fonds 1 juni 2024 tot 31 december 2028 

• Wijziging Vlaams personeelsstatuut (VPS): ver-
hoging loodstoelage rivierloodsen 

• Wijziging Vlaams personeelsstatuut (VPS): toe-
kenning T-schaal en aanpassing toelage techni-
sche bekwaamheid sommige personeelsleden 

Agentschap Maritieme Dienstverlening en Kust 

• Vlaams Meldpunt voor Grensoverschrijdend Ge-
drag: voorontwerp van oprichtingsdecreet 

• Subsidie Vlaams Agentschap Integratie & Inbur-

gering, stad Antwerpen, stad Gent en het Huis 
van het Nederlands Brussel voor proeftuinen 
binnen Turboplan inburgeren en sneller aan het 
werk 

• Samenstelling, vergoeding en werking commis-
sie voor evaluatie werking pedagogische bege-
leidingsdiensten en permanente ondersteu-
ningscellen 

• Verhoging subsidie intergemeentelijke samen-
werking (IGS) ‘Zennevallei Hergist’ 

• Vervanging boekhoudbesluit en begrotingsbe-
sluit hogescholen 

• Oordeel Vlaamse Regering over aanvraag vrij-

stelling van voorwaarde Nederlandstalige equi-
valente opleiding aan te bieden voor de ‘Master 
of Science in Engineering: Ships and Marine 
Technology’ door Universiteit Gent 

• Vervanging boekhoudbesluit en begrotingsbe-
sluit universiteiten 

• Programmatische aanpak stikstof (PAS): afwij-
kende berekeningsmethode referentiesituatie 
2021, vrijstelling reductieverplichtingen en aan-
wijzing verwerkingsverantwoordelijke 

• Circulaire economie: toekennen subsidies ge-
richte Oproep Ecodesign 

• Definitieve vaststelling GRUP Leidingstraat Zel-
zate-Kallo 

• Startnota geïntegreerd planproces gewestelijk 

ruimtelijk uitvoeringsplan ‘Tiense Watervelden’ 

in Tienen 

• Milieu- en Natuurraad van Vlaanderen (Mina-
raad): vervanging leden 

• Wijziging decreet van 5 april 1995 met alge-
mene bepalingen rond milieubeleid naar aanlei-
ding van arresten Raad van State 

• Inwerkingtreding bepalingen toezicht veiligheid 
van aardgasdistributie 

• Erkenning en subsidiëring van omgevingsver-
enigingen 

• CAT-site oost Vilvoorde: kosten meerwerken sa-
nering 

• Verzamelbesluit omgeving: wijziging diverse 

bepalingen rond leefmilieu en ruimtelijke orde-
ning 

• Wijziging Vlaams reglement over duurzaam be-
heer materiaalkringlopen en afvalstoffen 
(Vlarema): gebruik herbruikbare recipiënten op 
evenementen 

• Subsidie parkbureaus Landschapsparken Maas-
vallei, Hart van Haspengouw en Grenzeloos 
Bocageland 

• Aanpassingen bevoegdheidsverdeling aanvra-
gen omgevingsvergunningen 

• Wijziging besluit stedenbouwkundige handelin-
gen waarvoor geen omgevingsvergunning nodig 

is 

• Vervoer van koolstofdioxide via pijpleidingen in 

het Vlaamse Gewest: uitvoeringsbesluit 

• Vlaams reglement over het duurzaam beheer 
van materiaalkringlopen en afvalstoffen 
(Vlarema): technische optimalisaties 

• Oprichting uitvoeringsgerichte taskforce ‘Ecolo-
gische (herstel)maatregelen Linkeroever – 
Zwijndrecht' 

• Besteding middelen Vlaams Klimaatfonds voor 
cofinanciering Mijn VerbouwBegeleiding 

• Uitwerken modulaire omgevingsvergunnings-
procedure 
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• Delegatie van planningsbevoegdheid en instem-

ming met afwijking van de voorschriften op-
maak RUP Recy-park Zaventem 

• Herverdeling PAS-provisie: financieren van uit-
gaven gerelateerd aan de stikstofsanerings-
maatregelen 

• Wijziging VLAREBO-besluit, Milieuhandhavings-
besluit en VLAREL: cofinanciering beschrijvende 
bodemonderzoeken bij brandweergerelateerde 

PFAS-verontreinigingen e.a. 

• Aanwijzing van waterbodem voor uitvoering wa-
terbodemonderzoek: Grote Nete in Lier, Nijlen, 
Berlaar, Heist-op-den-Berg, Herenthout, Huls-
hout, Herselt, Westerlo en Geel 

• Stikstofdecreet: melding bijkomende ammoni-
akemissiereducerende maatregelen 

• Voorlopige vaststelling GRUP 'E34 West ter 
hoogte van de Waaslandhaven' en voorlopige 
gedeeltelijke opheffing beschermd cultuur-his-
torisch landschap ‘Defensieve Dijk met over-
gangszone’ in Zwijndrecht en Beveren 

• Actieprogramma (2024-2026) bij het Onroeren-
derfgoedrichtplan voor historische landgoederen 

• Vogelrichtlijngebied ‘BE2301336 Schorren en 
Polders van de Beneden-Schelde’: instandhou-

dingsdoelstellingen en inrichtingsnota foera-
geergebied Bruine Kiekendief 

• Vaststelling hoofdwegennet en dragende net-
werk en waterwegennetwerk 

• Brik – Student in Brussel vzw: subsidie verrui-
men aanbod basiskoten 

• Wijziging Besluit Vlaamse Codex Wonen 2021: 
ventilatievereisten MijnVerbouwPremie, erken-
ningsvoorwaarden woningcontroleurs, gecon-
ventioneerde verhuur en bijzondere sociale le-
ningen 

• Koninklijk besluit specifieke stabiliteitsvereisten 
voor ro-ro-passagiersschepen: standpuntbepa-
ling 

• Koninklijk besluit over scheepsmeting: stand-
puntbepaling 

• Wijziging koninklijk besluit rijbewijs door water-
stof of met een elektrische motor aangedreven 

bestelwagens: standpuntbepaling 

• Technische keuring voertuigen: wijzigingsbesluit 

• Uitvoeringsbesluit oprichtingsdecreet Eigen Ver-

mogen Xperta 

• Toekenning van strategische ecologiesteun aan 
Alco Bio Fuel nv in Gent 

• Vlaams Instituut voor Biotechnologie (VIB): bij-
komende subsidie Biotope-project 

• Convenant Alamire Foundation 2024-2029 

• Raad van bestuur Fonds Wetenschappelijk On-
derzoek-Vlaanderen (FWO): vervanging lid 

• Gemeenschappelijk landbouwbeleid: wijziging 
voorschriften rechtstreekse betalingen landbou-
wers 

• Actualisering VDAB-besluit en besluit dat de 

leerjobs regelt 

• Tijdelijke vergoedingen uiterst kwetsbare werk-
nemers: wijziging uitvoeringsbesluit decreet 
maatwerk bij individuele inschakeling 

• Uitzondering op personeelsbesparing Departe-
ment Werk en Sociale Economie en VDAB in ka-
der maatwerk bij individuele inschakeling 

 

Mededelingen 
 

• Tussentijds verslag betreffende meer evenwich-
tige participatie van vrouwen en mannen in ad-

vies- en bestuursorganen van de Vlaamse over-
heid 

• Vlaamse Auditautoriteit (VAA): jaarverslag 2023 

• Evaluatie van de toepassing van het decreet 

houdende de verplichting voor bepaalde organi-
saties om een uittreksel uit het strafregister als 
vermeld in artikel 596, tweede lid, van het Wet-
boek van Strafvordering, te controleren voor 
bepaalde nieuwe medewerkers 

• Vlaams Trustfonds bij de IAO: aanwending bij-
drage 

• Domeingoederen 

• De Vlaamse overheidscommunicatie tijdens de 
sperperiode voor de lokale verkiezingen, vanaf 
1 juli 2024 

• Eindevaluatie van de resolutie van het Vlaams 
Parlement van 16 juni 2021 over geweld en dis-
criminatie tegen LGBTQI+-personen 

• Coördinatieplatform Stand van de Rand: pro-

jectmonitoringsfiches 

• Eindevaluatie Vlaams actieplan ter bestrijding 
van seksueel geweld 2020-2024 

• Deelname van Vlaams minister-president Jan 
Jambon aan de handelsmissie naar Noorwegen 

(16-19 juni 2024): programma 
 
 

 
 
 

 

Gouvernement de Wallonie 
 

 
Mitteilung vom 06.06.2024 

 
La Wallonie double le nombre de plateformes 
locales de rénovation 
 
Le Gouvernement wallon a sélectionné les candi-
dats pour la mise en place de plateformes locales 
de rénovation. 

 
Depuis le 1er janvier 2022, six plateformes sont 
soutenues par la Région et ont pu initier l’accom-
pagnement de plus de 2300 ménages dans la réali-
sation de leurs travaux de rénovation énergétique.  
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Ces plateformes jouent un rôle indispensable pour 

entraîner une nouvelle dynamique de rénovation. 
En effet, même quand le financement n’est pas un 

problème, bon nombre de citoyens, face à toutes 
les démarches à entreprendre (réalisation de l’au-
dit, demande des devis, analyse et comparaison de 
ces devis, choix de l’entrepreneur, suivi des tra-
vaux, informations sur les aides existantes et rem-
plissage des dossiers de primes …), préfèrent re-
porter les travaux , quitte à continuer à payer des 

factures énergétiques plus élevées.   
 
Suite à un nouvel appel à projets, la Wallonie 
comptera désormais 12 plateformes locales de ré-
novation. 
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Belgisches Staatsblatt 
 

 
 
 
 
 

 
N. 123 vom 10. Juni 2024 (s. Anlage) 

 
Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
21. Dezember 2023 - Erlass der Regierung zur 
Erteilung bestimmter Vollmachten an Be-
dienstete des Ministeriums der Deutschspra-
chigen Gemeinschaft, S. 71920. 
 

Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 

23. Mai 2024 - Erlass der Regierung zur Abän-
derung des Erlasses der Regierung vom 26. 
November 2020 zur Bestellung der Mitglieder 
des Verwaltungsausschusses für den Bereich 
Beschäftigungsförderung und Arbeitsvermitt-

lung, S. 72050. 
 
Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
Bekanntmachung - über die audiovisuellen 
Mediendienste und die Kinovorstellungen, 
S. 72152. 
 

 
 
Deutsche Übersetzungen 
 
N. 121 vom 06. Juni 2024 

 
Föderaler Öffentlicher Dienst Inneres 
16. November 2022 - Gesetz zur Abänderung 
des Gesetzes vom 5. August 1992 über das 
Polizeiamt im Hinblick auf die Einführung kla-
rer Garantien in Bezug auf das Anlegen von 
Handschellen bei Minderjährigen - Deutsche 

Übersetzung, S. 70616. 
 
Föderaler Öffentlicher Dienst Inneres 
15. Dezember 2023 - Ministerieller Erlass zur 
Festlegung des Musters des ärztlichen Stan-
dardattests, das im Rahmen von Anträgen auf 
Aufenthaltserlaubnis auf der Grundlage von 

Artikel 9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 
1980 zu verwenden ist - Deutsche Übersetzung, 
S. 70622. 

 
Föderaler Öffentlicher Dienst Inneres 
21. Juni 2022 -- Königlicher Erlass zur Abände-

rung des Königlichen Erlasses vom 19. April 
2014 über das Verwaltungsstatut des Ein-
satzpersonals der Hilfeleistungszonen und 
des Königlichen Erlasses vom 19. April 2014 
zur Festlegung des Besoldungsstatuts des 
Einsatzpersonals der Hilfeleistungszonen - 
Deutsche Übersetzung, S. 70629. 

 
 
 

Föderaler Öffentlicher Dienst Inneres 

23. Juni 2022 - Gesetz zur Abänderung des Ge-
setzes vom 15. Dezember 1980 über die Ein-
reise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die 
Niederlassung und das Ausweisen von Aus-
ländern in Bezug auf die Festlegung des Mus-
ters des ärztlichen Attests, das bei der Einrei-

chung von Anträgen auf Aufenthaltserlaubnis 
auf der Grundlage von Artikel 9ter verpflich-
tend zu verwenden ist - Deutsche Übersetzung, 
S. 70642. 
 
Föderaler Öffentlicher Dienst Finanzen 
6. November 2022 - Königlicher Erlass zur Ab-

änderung der Modalitäten und Bedingungen 
der Tax-Shelter-Regelung in Ausführung der 
Artikel 194ter bis 194ter/3 des Einkommen-
steuergesetzbuches 1992 - Deutsche Überset-
zung, S. 70724. 

 
Föderaler Öffentlicher Dienst Finanzen 

13. November 2022 - Königlicher Erlass zur Ab-
änderung des KE/EStGB 92 im Hinblick auf 
die Einführung der Pflicht zur Einbehaltung 
des Berufssteuervorabzugs auf die in Artikel 
90 Absatz 1 Nr. 2bis des Einkommensteuer-
gesetzbuches 1992 erwähnten Preisgelder, 

die Einwohnern des Königreichs gezahlt oder 
zuerkannt werden, und zur Festlegung der 
Pflicht zur Erstellung einer spezifischen Karte 
- Deutsche Übersetzung, S. 70730. 
 
Föderaler Öffentlicher Dienst Finanzen 
16. November 2022 - Königlicher Erlass zur 

Festlegung des Formulars für die Anwendung 
des rückwirkenden Verlustabzugs für den Teil 

der beruflichen Verluste, der Schäden an 
Landwirtschaftskulturen zuzurechnen ist, die 
durch schlechte Witterungsbedingungen ver-
ursacht worden sind - Deutsche Übersetzung, 
S. 70731. 

 
Föderaler Öffentlicher Dienst Finanzen 
11. Dezember 2022 - Königlicher Erlass zur Ab-
änderung des KE/EStGB 92 hinsichtlich der 
Vorteile jeglicher Art für die Nutzung zu per-
sönlichen Zwecken eines kostenlos zur Verfü-

gung gestellten Fahrzeugs - Deutsche Überset-
zung, S. 70733. 
 
Föderaler Öffentlicher Dienst Justiz 
11. Oktober 2023 - Königlicher Erlass zur Abän-
derung des Königlichen Erlasses vom 29. De-

zember 2006 zur Ausführung bestimmter 

Bestimmungen des Gesetzes vom 8. Juni 
2006 zur Regelung der wirtschaftlichen und 
individuellen Tätigkeiten mit Waffen - Deut-
sche Übersetzung, S. 70793. 
 
N. 122 vom 07. Juni 2024 
 

Föderaler Öffentlicher Dienst Inneres 
7. Oktober 2022 - Gesetz zur Teilumsetzung 
der Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 

http://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/10_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A3093%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
http://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/10_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A4417%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
http://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/10_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A5829%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A1179%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A1239%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A1349%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A1479%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A2303%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A2363%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A2373%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A2393%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
https://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/06_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A2993%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
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2019 zur Vereinbarkeit von Beruf und Privat-

leben für Eltern und pflegende Angehörige 
und zur Aufhebung der Richtlinie 

2010/18/EU des Rates und zur Regelung be-
stimmter anderer Aspekte in Bezug auf Ur-
laube - Deutsche Übersetzung, S. 70971. 
 
 

 
 

 
  

http://www.ejustice.just.fgov.be/mopdf/2024/06/07_1.pdf#%5B%7B%22num%22%3A1807%2C%22gen%22%3A0%7D%2C%7B%22name%22%3A%22XYZ%22%7D%2Cnull%2Cnull%2Cnull%5D
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